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Vorwort des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung (BMBF) zur  
Broschürenreihe „Regionales Übergangs­
management“

Nicht nur für das Leben jedes einzelnen jungen 
Menschen sind eine gute berufliche Ausbildung 
und ein erfolgreicher Berufsabschluss von ent-
scheidender Bedeutung. Vielmehr ist eine soli-
de ausgebildete nachwachsende Generation eine 
wichtige Basis für die gesamtgesellschaftliche 
Entwicklung, insbesondere im Hinblick auf die 
in Wirtschaft und Verwaltung dringend benö-
tigten und rarer werdenden Fachkräfte. Am Er-
reichen des Ziels „Ausbildung für alle“ müssen 
wir deswegen konsequent weiter arbeiten.

Im Jahr 2006 appellierte die Arbeitsgruppe „Re-
gionales Übergangsmanagement“ des vom 
BMBF eingerichteten „Innovationskreises beruf-
liche Bildung“ an die bildungs- und arbeitsmarkt-
politischen Akteure auf lokaler und regionaler 
Ebene, durch eine verbesserte Abstimmung von 
Angeboten und politischen Maßnahmen Jugend-
lichen den Übergang von der Schule in Ausbil-
dung und Erwerbsarbeit zu erleichtern (BMBF 
2007: 14 –15). In Umsetzung dieser Empfeh-
lungen startete das BMBF im Jahr 2008 im Rah-
men der Nationalen Qualifizierungsinitiative das 
Programm „Perspektive Berufsabschluss“ mit den 
Förderinitiativen „Regionales Übergangsma-
nagement“ und „Abschlussorientierte modulare 
Nachqualifizierung“.

Durch die wissenschaftliche Begleitung dieser 
beiden Förderinitiativen werden die beteiligten 
Akteure – das BMBF, der Projektträger im Deut-
schen Zentrum für Luft und Raumfahrt (DLR) 
sowie die Initiativen selbst – unterstützt und be-
raten. Bereits während der laufenden Umsetzung 
können so „reife Problemlösungen“ identifiziert 
und der Fachöffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden. Zu diesem Zweck wurde – ergänzend 
zu den Newslettern des Programms und Veröf-
fentlichungen in Fachzeitschriften – eine Bro-
schürenreihe konzipiert, in der auch die vorlie-
gende Publikation erscheint. Ich wünsche mir, 
dass sie dazu beiträgt, den Zugang bildungsbe-
nachteiligter Jugendlicher und junger Erwach-
sener zur Berufsausbildung weiter zu verbessern.

Peter Munk
Referat "Jugendliche mit schlechteren 
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Weiterbildung; Arbeitsmarkt"
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In der Broschürenreihe „Regionales Übergangs­

management“ veröffentlicht das DJI Beiträge aus der  

wissenschaftlichen Begleitung der Förderinitiative  

Regionales Übergangsmanagement im BMBF­Pro­

gramm „Perspektive Berufsabschluss“. 

Das Programm „Perspektive Berufsabschluss“ und die 

in seinem Rahmen publizierten Beiträge werden aus 

Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und For­

schung und aus dem Europäischen Sozialfonds der  

Europäischen Union gefördert. Durchgeführt wird das 

Programm vom Projektträger im Deutschen Zentrum 

für Luft­ und Raumfahrt. 

Der Europäische Sozialfonds ist das zentrale arbeits­

marktpolitische Förderinstrument der Europäischen 

Union. Er leistet einen Beitrag zur Entwicklung der  

Beschäftigung durch Förderung der Beschäftigungs­

fähigkeit, des Unternehmergeistes, der Anpassungs­

fähigkeit sowie der Chancengleichheit und der Inves­

titionen in die Humanressourcen.
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Hauptschüler/in  
sein als Stigma?1

In einer 1985 erschienenen Reportage „Ganz unten“ 
schildert Günter Wallraff die Lebensbedingungen eines 
türkischen „Gastarbeiters“ in der Bundesrepublik, seine 
schlecht bezahlte, schwere, gesundheitlich belastende 
 Arbeit ohne Aussicht, sich „empor zu arbeiten“, die 
 Diskriminierungen in Ämtern und durch Behörden so-
wie die Demütigungen und Anfeindungen im Alltag 
(Wallraff 1985). 

Verfolgt man die aktuellen Schuldebatten in Deutsch-
land, dann scheint der Besuch der Hauptschule zu be-
deuten, im Bildungssystem „ganz unten“ zu sein. Im Na-
tionalen Bildungsbericht 2008 heißt es: „PISA 2000 hat 
gezeigt, dass bundesweit etwa jede fünfte Hauptschule 
in sehr problematischen Lernkontexten arbeitet, die 
durch einen sehr hohen Anteil von Jugendlichen mit 
 Migrationshintergrund in Verbindung mit niedrigem so-
zialen Status der Schüler, häufigen Lernschwierigkeiten 
und Verhaltensproblemen gekennzeichnet sind. Nach 
der Selbsteinschätzung der Schulleiterinnen und Schul-
leitern in PISA 2003 gehören sogar 65 Prozent der Haupt-
schulen zu den sogenannten belasteten Schulen. Auch 
wenn Hauptschulen nicht immer miteinander vergleich-
bar sind, vollzieht sich in der öffentlichen Wahrnehmung 
eine Entwicklung zur Problemschule. Mit einem sinken-
den Hauptschüleranteil und einer ungünstigen Zusam-
mensetzung der Schülerschaft kann tatsächlich eine 
 erhebliche Beeinträchtigung der Leistungs- und Persön-
lichkeitsentwicklung in bestimmten Hauptschulen ein-
hergehen“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 
2008: 62–63).

Eine „ungünstige Zusammensetzung der Schülerschaft“ 
diagnostizierte auch ein 2002 publizierter wissenschaft-
licher Beitrag als Kennzeichen von Hauptschulen: Haupt-
schüler/innen gehörten „ (...) überdurchschnittlich häu-
fig benachteiligten sozialen Schichten an (...), die mehr 
als andere vom Risiko der Arbeitslosigkeit und Armut 
betroffen sind. Auch sind sie mehr von instabilen sozia-
len Verhältnissen und einer Erosion verwandtschaft licher 
Beziehung betroffen. (…) Es gibt in ihrem sozialen Um-
feld weniger Erwachsene, die sich um sie kümmern, sich 
für sie interessieren, an ihnen und mit ihnen Erziehungs-
arbeit leisten. Deshalb sind hier in überdurchschnittli-
chem Ausmaß Phänomene sozialer Verwahr losung zu 
beobachten. Hauptschüler sind zudem überproportio-
nal häufig Kinder und Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund und unzureichenden sprachlichen Kompeten-
zen …“ (Duncker 2003: 22–23). 

Mit diesen Belastungen durch ihre soziale Herkunft und 
ihr soziales Umfeld, so eine verbreitete These, treffen die 
Jugendlichen auf eine Schulform, die schon lange nicht 
mehr – in Ostdeutschland noch weniger als im Westen 
und in Ballungsräumen weniger als den ländlichen Re-
gionen – Hauptschule in dem Sinne ist, dass sie von der 
Mehrheit eines Altersjahrgangs besucht wird, wie dies 

für die Volksschule der 1960er Jahre der alten Bundes-
republik der Fall war. In der öffentlichen Wahrnehmung 
ist die Hauptschule vielmehr die Schule der Kinder aus 
Familien am unteren Rand der Gesellschaft, eine Schu-
le, die vor den Problemen ihrer Schülerinnen und  Schüler 
resigniert oder gar kapituliert hat (Trautwein/Baumert/
Maaz 2007: 3–9).

Entsprechend düster sind Einschätzungen zu den Aus-
sichten von Hauptschulabsolventen/innen, nach Ende 
des Schulbesuchs eine Berufsausbildung aufzunehmen, 
die als Mindestausstattung für eine den Lebensunterhalt 
sichernde Erwerbsarbeit gilt: „Jugendliche mit Haupt-
schulabschluss haben sowohl im dualen als auch im voll-
zeitschulischen Ausbildungssystem deutlich geringere 
Chancen als Absolventen mit Mittlerem Abschluss oder 
Hochschulreife. Für Jugendliche ohne Hauptschulab-
schluss bleibt kaum eine Chance auf Ausbildung“ (Kon-
sortium Bildungsberichterstattung 2006: 83). Der Bil-
dungsbericht 2008 greift diese Frage erneut auf: „Nach 
Schulende haben die Jugendlichen mit und ohne Haupt-
schulabschluss die weitaus niedrigsten Übergangsquoten 
in eine vollqualifizierende Ausbildung“ (Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung 2008: 152). Vier Fünftel der 
Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss und die Hälfte 
der Jugendlichen mit Hauptschulabschluss müssten Qua-
lifizierungsmöglichkeiten im „Übergangssystem“ wahr-
nehmen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 
2008: 157), deren Effektivität und Effizienz skeptisch 
bewertet wird (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 
2008: 168).

Auch in den Medien sind die Zukunftschancen der 
Hauptschüler/innen ein Thema vieler Berichte und De-
batten. Diesen Berichten und Debatten liegen Annah-
men über Merkmale dieser Jugendlichen, der Haupt-
schule als Schulform und den Bildungsaspirationen und 
-verläufen ihrer Absolvent/innen zugrunde, die einer 
Überprüfung bedürfen.

Insbesondere in den Medien werden Schüler/innen von 
Hauptschulen häufig als problembelastet und perspek-
tivlos charakterisiert. Thematisiert werden hohe Fehlzei-
ten, Delinquenzbelastung und Gewalt in den Schulen 
(Baier/Pfeiffer 2007). Fehlende Berufsperspektiven hät-
ten negative Rückwirkungen auf die Motivation der 
 Jugendlichen. Hinzu kommen Zweifel an der Ausbil-
dungsfähigkeit oder „Berufsreife“ der Bewerber/innen 
um betriebliche Ausbildungsplätze: die Vorbereitung der 
Absolventen/innen von Hauptschulen auf die Anforde-
rungen einer betrieblichen Berufsausbildung wird als  
unzulänglich kritisiert.

Angesprochen wird der hohe Anteil von Kindern aus 
 Zuwandererfamilien an den Hauptschulen. Häufig wird 
die Herkunft aus einer Zuwandererfamilie mit dem Vor-
liegen von Problembelastungen gleichgesetzt.
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Was ist der Realitätsgehalt der Bilder 
von den problembelasteten, schul-
müden, unmotivierten, nicht ausbil-
dungsfähigen bzw. nicht berufsreifen 
Hauptschüler/innen? Wie sieht ihr 
Schulalltag aus? Wie sehen sie ihre 
schulische Situation? Welche Sorgen 
und Probleme belasten sie? Wie  sehen 
ihre Pläne aus? Über welche Poten-
ziale und Ressourcen verfügen sie und 
ihre Herkunftsfamilien, um diese 
Pläne zu verwirklichen? Antworten 
auf diese Fragen sind zur Versachli-
chung der Debatte notwendig. 

Und entsprechen die düsteren Bilder 
von Hauptschulen der Realität? Re-
signieren Lehrkräfte an Hauptschu-
len angesichts der Schwierigkeit, 
 Jugendliche für den Erwerb des 
Hauptschulabschlusses und die Vor-
bereitung auf die Aufnahme einer 
Berufsausbildung zu motivieren und 
zu stärken, wohl gemerkt Jugend-
liche, die wissen, dass die Zugangs-
möglichkeiten zu anschließenden 
Bildungs- und Ausbildungsgängen 
eingeschränkt sind? Oder sind 
Hauptschulen Orte, an denen Lern-
lücken bei den Schülern/innen ge-
zielt beseitigt und Praxiserfahrungen 
außerhalb der Schule vermittelt wer-
den; Orte, wo Lehrkräfte als Ratge-

ber bereitstehen, um die Jugendli-
chen in den schwierigen Fragen des 
Übergangs zu unterstützen und ihre 
Bildungs- und Ausbildungswege 
auch über die Zeit des Schulbesuches 
hinaus zu begleiten? Gehen von 
Hauptschulen und ihren Aktivitäten 
zur Prävention von Schulabbrüchen 
und Ausbildungslosigkeit Impulse 
aus, von denen auch andere Sekun-
darschulformen lernen könnten 
(Hofmann-Lun u.a. 2007)? Haupt-
schulen und die an ihnen arbeiten-
den Lehrkräfte verdienen es, dass 
auf diese Fragen Antworten gesucht 
werden.

Diese Broschüre versteht sich nicht 
als Beitrag zur Debatte über die 
Struktur unseres Bildungssystems. 
Thema sind insbesondere die Jugend-
lichen selbst, ihre schulische Situa-
tion, ihre Ressourcen. Thema sind 
schließlich pädagogische Hilfen und 
Angebote, die darauf ausgerichtet 
sind, den Schulerfolg zu sichern und 
den Weg in Ausbildung und Erwerbs-
arbeit zu unterstützen. 

Hier liegt das zentrale Ziel dieser Bro-
schüre: Sie will über die Lebenslagen 
von Jugendlichen informieren, die 
auf dem Weg ins Erwachsenenleben 
vielfältige Hindernisse überwinden 
müssen, und sie will Eltern, Lehr-
kräften, sozialpädagogischen Fach-
kräften, aber auch engagierten Bür-
gern/innen Möglichkeiten aufzeigen, 
die Jugendlichen bei der Bewälti-
gung dieser Hürden wirksam zu un-
terstützen. 

Die Broschüre hat insbesondere die 
schulische Situation von Hauptschü-
lern/innen zum Thema: Wie setzt 
sich die Schülerschaft zusammen? 
Welche Erfahrungen haben die Ju-
gendlichen mit Erfolgen und Nie-
derlagen in der Schule? Wie beur-
teilen sie ihr Verhältnis zu ihren 
 Lehrern/innen? Wie bewerten sie ihre 
Schule? Wie gehen sie mit schuli-
schen Anforderungen um? Welche 
Unterstützungsangebote zur Siche-
rung des Schulerfolgs nehmen sie in 
Anspruch? Wie sehen sie ihr Verhält-
nis zu ihren Mitschülern/innen? 

Vor dem Hintergrund dieser Ein-
schätzungen und Aktivitäten der 
 Jugendlichen selbst geben wir auch 
einen Überblick über Unterstüt-
zungsangebote und Förderstrate gien, 
die Schulen – häufig in Kooperation 
mit Dritten – einsetzen, um Rück-
zugstendenzen auf Seiten der Jugend-
lichen zu begegnen, Schulabbrüche 
zu verhindern und Schulerfolg zu 
 sichern.

In einem abschließenden Abschnitt 
wenden wir uns der Frage zu, was re-
gionales Übergangsmanagement leis-
ten kann, um die Startbedingungen 
von Hauptschülern/innen zu verbes-
sern.

Bei den in dieser Broschüre zusam-
mengestellten Informationen greifen 
wir auf Ergebnisse zurück, die das 
Deutsche Jugendinstitut (DJI) bei 
der wissenschaftlichen Begleitung der 
Förderinitiative Regionales Über-
gangsmanagement im Programm des 
Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung (BMBF) „Perspekti-
ve Berufsabschluss“, bei der Suche 
nach Beispielen guter Praxis und der 
Untersuchung der Lebenslagen so-
wie der Bildungs-, Ausbildungs- und 
Erwerbsverläufe von Hauptschülern/
innen gewonnen hat. Eine zentrale 
Datenquelle ist das DJI-Übergangs-
panel, eine mit Förderung durch das 
BMBF durchgeführte bundesweite 
Längsschnittuntersuchung der Bil-
dungs- und Ausbildungswege von 
 Jugendlichen, die 2003/2004 das 
letzte Pflichtschuljahr einer Haupt-
schule (oder eines Hauptschulzwei-
ges an einer Sekundarschule mit 
mehreren Bildungsgängen) besucht 
hatten. Ebenfalls herangezogen wer-
den Daten aus den Nationalen Bil-
dungsberichten und aus lokalen 
Schulabsolventenstudien des DJI an 
Standorten der Förderinitiative „Re-
gionales Übergangsmanagement“. 
Für die Beschreibung pädagogischer 
Unterstützungsangebote haben wir 
auch auf Datenbanken mit Beispie-
len guter Praxis zurückgegriffen, die 
der DJI-Forschungsschwerpunkt 
„Übergänge in Arbeit“ angelegt hat.

DJI­Übergangspanel
Das DJI­Übergangspanel ist eine Längsschnittuntersuchung, in der eine ausgewählte Personengruppe über einen 

 Zeitraum von sechs Jahren hinweg in regelmäßigen Abständen befragt wurde. An der ersten Erhebung im März 2004 

nahmen rund 3.900 Schüler/innen im letzten Schulbesuchsjahr von 126 Hauptschulen bzw. Hauptschulzügen oder  

­zweigen an integrierten Sekundarschulen teil. Auf freiwilliger Basis wurde dabei die Bereitschaft der Schüler/innen 

zur weiteren Beteiligung an der Längsschnittuntersuchung eingeholt. Eine erste Folgebefragung fand im Juni 2004 

statt, also zu einem Zeitpunkt, zu dem sich die Jugendlichen noch in den Schulen befanden. Von November 2004 bis 

November 2006 wurden die Folgebefragungen in halbjährlichen Abständen durchgeführt, ab November 2007 in jähr­

lichen Abständen. 

Die erste Erhebung erfolgte per Fragebogen im Klassenverband. Ab der ersten Folgebefragung wurden computer­

gestützte telefonische Interviews eingesetzt. Die Erhebungsinstrumente für die Telefonbefragungen wurden in Koope­

ration mit dem Zentrum für empirische Sozialforschung am Institut für Sozialwissenschaft der Humboldt­Universität 

Berlin (Lehrstuhl Professor Bernd Wegener) konzipiert und programmiert.

Von den ca. 3.900 in der ersten Erhebung erreichten Jugendlichen erklärten sich rund 2.900 zur weiteren Beteiligung 

an der Untersuchung bereit. Dieser Rückgang der Zahl der teilnehmenden Jugendlichen war erwartet worden, weil sie 

für eine weitere Beteiligung an der Untersuchung Kontaktdaten angeben mussten, um für zukünftige Befragungen er­

reichbar zu sein. Von den rund 2.400 Jugendlichen, die in der ersten Folgeerhebung im Juni 2004 befragt werden 

 kon n ten, nahmen an der letzten bisher realisierten Befragung (November 2008) noch immer rund 1.150 Jugendliche 

(ca. 48 Prozent der ersten Folgebefragung) teil. 

Da über die Zusammensetzung der Untersuchungspopulation aus der Erhebung vom März 2004 differenzierte Infor­

mationen zur Verfügung standen, konnte überprüft werden, ob bzw. in welcher Weise sich aus der Verringerung der 

Zahl der Befragten über den Untersuchungszeitraum hinweg (Panelmortalität) eine Veränderung in der Zusammenset­

zung der untersuchten Jugendlichen ergeben hatte. Tatsächlich gab es (im begrenzten Umfang) eine zu erwartende 

positive Selektion: Personen mit guten Schulleistungen im letzten Schulbesuchsjahr waren in der Untersuchungs­

population des Jahres 2007 zu höheren Anteilen vertreten als in der Erhebung im März 2004. Weiterhin nahm der  Anteil 

der Jugendlichen mit Migrationshintergrund im Verlauf der Untersuchung zu. Jugendliche deutscher Herkunft zogen 

sich also etwas häufiger von der Beteiligung an der Untersuchung zurück (Kuhnke 2008).

Ein Problem der Darstellung der Ergebnisse einer Längsschnittuntersuchung ist, dass die genutzte Datenbasis von dem 

jeweils abgedeckten Zeitraum und den in die Analyse eingehenden Befragungszeitpunkten abhängt. Für die Analysen 

dieses Buches wurden für das Jahr 2004 Daten für die Befragungszeitpunkte März, Mai und November herangezogen, 

für die Folgejahre jeweils die Daten des Monats November. 

Wir benutzen in dieser Broschüre in 
der Regel sowohl weibliche als auch 
männliche Personen- und Berufsbe-
zeichnungen, es sei denn die Lesbar-
keit des Textes (zum Beispiel in Über-
schriften) wird dazu allzu sehr beein-
trächtigt. Die Begriffe „Jugendliche 
mit Migrationshintergrund“ und 
„Jugendliche aus Zuwandererfamili-
en“ werden synonym für Personen 
benutzt, bei denen mindestens ein 
Elternteil nicht in Deutschland ge-
boren ist bzw. die selbst nicht in 
Deutschland geboren sind oder nicht 
die deutsche Staatsbürgerschaft ha-
ben. Wenn von „Aussiedlern“ die 
Rede ist, handelt es sich Jugendliche 
mit diesem Rechtsstatus. Sie stam-

men zu überwiegenden Anteilen aus 
Nachfolgestaaten der ehemaligen 
 Sowjetunion und zu geringeren An-
teilen aus mittel- und osteuropä-
ischen Ländern. Wenn von Jugend-
lichen türkischer Herkunft die Rede 
ist, bezeichnet dies die Herkunft aus 
dem Staatsgebiet der Türkei und kei-
ne ethnische Zugehörigkeit.

Die Broschüre
hat insbesondere

die schulische
Situation von 

Hauptschülern/innen 
zum Thema.



8 9

Zur schulischen 
Situation von Haupt­
schülern/innen

2

ZUSAMMENSETZUNG DER 
SCHÜLERSCHAFT
Große Unterschiede bei den 
Übergängen nach der Grund­
schule
In fast allen Bundesländern besuchen 
die Kinder für vier Jahre die Grund-
schule, in Berlin und Brandenburg 
für sechs Jahre. Danach wechseln sie 
auf unterschiedliche Schulformen 
der Sekundarstufe I, wobei die bis 
dahin erreichten Schulleistungen 
oder aber auch der Wunsch der El-
tern berücksichtigt werden. Laut 
 Bildungsbericht 2008 stellten Sekun-
darschulen mit mehreren Bildungs-
gängen, in denen insbesondere 
Haupt- und Realschulzüge unter 
 einem Dach geführt werden, in den 
neuen Bundesländern mit fast 60 
Prozent die zahlenmäßig wichtigste 
Anschlussstation dar. Fast 40 Prozent 
gingen nach der Grundschule ins 
Gymnasium. Den Anteil der Kinder, 
die in Ostdeutschland nach der 
Grundschule in die Hauptschulzüge 
von Sekundar- oder „Mittelschulen“ 
(so z.B. die Bezeichnung in Sachsen) 
wechselten, weist der Bildungsbe-
richt nicht aus (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2008: 253).

Deutlich vielfältiger sind die Über-
gänge nach der Grundschule in den 
alten Bundesländern (Westdeutsch-
land und Berlin): Im Schuljahr 

2006/2007 wechselten in Berlin acht 
Prozent der Grundschüler/innen in 
Hauptschulen, in Rheinland-Pfalz, 
Niedersachsen und Nordrhein-West-
falen zwischen 13 und 15 Prozent, 
in Hamburg und Schleswig-Holstein 
ca. 20 Prozent, in Baden-Württem-
berg fast 30 und in Bayern fast 40 
Prozent (Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2008: 253). Diese 
Unterschiede in den Übergangsquo-
ten werden durch regionale Beson-
derheiten innerhalb der Länder zu-
sätzlich verstärkt. In Ballungsräumen 
und insbesondere in deren „gut bür-
gerlichen“ Quartieren fällt der An-
teil der Übergänge in Hauptschulen 
in der Regel deutlich geringer aus als 
im jeweiligen Landesdurchschnitt, 
in ländlichen Regionen insbesonde-
re Baden-Württembergs und Bayerns 
dagegen deutlich höher: Dort ist die 
Hauptschule noch insofern tatsäch-
lich „Hauptschule“, als sie von der 
größten Gruppe der relevanten Al-
tersjahrgänge besucht wird.

Trotz gravierender Unterschiede zwi-
schen den Ländern zeigt sich länger-
fristig ein durchgängiger Trend: Der 
Anteil der Kinder, die nach der 
Grundschule in die Hauptschule 
wechseln, geht kontinuierlich zu-
rück. Dieser Trend wird verstärkt 
durch die wachsende Zahl der Län-
der, die dazu übergehen, Haupt- und 

Realschulzüge unter einem Dach an-
zubieten, u. a. weil durch den Rück-
gang der Schüler/innenzahlen z.B. in 
den Flächenländern getrennte Schul-
standorte für Haupt- und Realschu-
len nicht mehr haltbar sind. 

Insofern geht zwar der Anteil der „rei-
nen“ Hauptschulen insgesamt zu-
rück, und es gibt Regionen, in denen 
Hauptschulen (oder Hauptschulzü-
ge) nur von weniger als einem Zehn-
tel eines Altersjahrgangs besucht wer-
den. In anderen Regionen aber neh-
men die Hauptschulen fast die Hälf-
te eines Altersjahrgangs auf. Der An-
teil eines Altersjahrgangs, der die 
Hauptschule besucht, hat zwangsläu-
fig Folgen für die Zusammensetzung 
der Schülerschaft im Hinblick auf 
deren soziale Herkunft, das Leis-
tungspotenzial usw. Je größer der An-
teil der Schüler/innen der Haupt-
schulen an den Altersjahrgängen der 
Elf- bis Sechzehnjährigen, desto grö-
ßer auch die Heterogenität in der Zu-
sammensetzung der Schülerschaft. 
Allein schon wegen dieser unter-
schiedlichen Zusammensetzungen 
der Schülerschaft ist Hauptschule 
nicht gleich Hauptschule (Traut-
wein/Baumert/Maaz 2007).

Wegen der unterschiedlichen  
Zusammensetzung der 
Schülerschaft ist Hauptschule 
nicht gleich Hauptschule
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Hauptschule als Schule der 
 Zuwanderer/innen
In diesem Zusammenhang ist ein 
 Ergebnis der international verglei-
chenden PISA-Studien zur Kompe-
tenzentwicklung der 15-Jährigen 
 besonders interessant: der enge Zu-
sammenhang zwischen der sozialen 
Herkunft, dem Migrationshinter-
grund und den von Jugendlichen er-
reichten Kompetenzniveaus, der in 
Deutschland weit deutlicher ist als 

Unterstützungspotenziale der 
Herkunftsfamilien 
PISA und weitere Untersuchungen 
haben den engen Zusammenhang 
von Herkunftsfamilie und Bildungs-
erfolg verdeutlicht (Baumert/Schü-
mer 2001; Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2008). Insbeson-
dere in Deutschland scheinen die 
Herkunftsfamilie, ihr sozio-ökono-
mischer Status und ihre Bildungska-
pitalien die schulische Entwicklung 
der Kinder stark zu beeinflussen und 
damit auch die Chancen auf eine er-
folgreiche Integration in den Ausbil-
dungs- und Erwerbsmarkt. Generell 
ist die Herkunftsfamilie mit ihren 
Ressourcen das entscheidende Un-
terstützungs- und Anregungspoten-
zial für die Bildungsentwicklung von 
Kindern und Jugendlichen. So wird 
Chancengleichheit bzw. Benachtei-
ligung in der bildungspolitischen 
Diskussion immer auch unter einem 
schichtspezifischen Aspekt betrach-
tet (Baumert/Schümer 2001; BMBF 
2007). 

Im Zusammenhang mit den Ressour-
cen der Herkunftsfamilie stellt der 
Berufsstatus der Eltern mit dem die-
sem zugrunde liegenden erreichten 
Qualifikationsniveau ein zentrales 
Merkmal des „institutionalisierten 
kulturellen Kapitals“ der Familie 
(Bourdieu 1983) dar. Im Übergangs-
panel wird deutlich, dass die größte 
Gruppe der Eltern der befragten Ju-
gendlichen Berufe auf einfachem 
Qualifikationsniveau ausübt (41 Pro-
zent der Väter und 42 Prozent der 
Mütter). Insbesondere das Qualifi-
kationsniveau der Mütter ist gering. 
Von ihnen üben 23 Prozent einen 
höher qualifizierten Beruf aus, bei 
den Vätern sind es 41 Prozent. Nicht 
erwerbstätig sind 17 Prozent der 
Mütter, aber nur zwei Prozent der 
Väter (Kuhnke/Müller 2009: 21). Im 
Vergleich zur generellen Qualifikati-
onsstruktur der Arbeitnehmer/innen 
in Deutschland verfügen die Eltern 
von Hauptschülern/innen über ei-
nen relativ geringeren beruflichen 
Status (vgl. BIBB/IAB-Erhebung 
1998/99; Schimpl-Neimanns 2003).

Als weiteres Merkmal des Unterstüt-
zungspotenzials der Herkunftsfami-
lien wurden im Übergangspanel In-
formationen zum „alltagskulturellen 
Verhalten“ erhoben: zum regelmäßi-
gen Lesen von Büchern und Zeitun-
gen, zum regelmäßigen sich Infor-
mieren und Austauschen über das 
 gesellschaftliche Geschehen, zur ge-
meinsamen Nutzung kultureller In-
frastruktur und Angebote. Diese 
Informationen wurden zu Indikato-
ren zur Erfüllung von „Anregungs- 
und Vorbildfunktionen“ der Her-
kunftsfamilie zusammengefasst 
Hohe Werte erreichten dabei 30 Pro-
zent der Befragten, bei der Hälfte der 
Befragten lagen diese Werte auf mitt-
lerem Niveau (Kuhnke/Müller 2009: 
26). Im Elternhaus werden 15 Pro-
zent der befragten Hauptschüler/in-
nen oft bei der Erledigung von Haus-
aufgaben unterstützt. Selten oder nie 
erhalten 47 Prozent der Jugendlichen 
deutscher Herkunft Hilfe bei den 
Hausaufgaben, aber über 60 Prozent 
der Jugendlichen mit Herkunftsland 
Türkei bzw. den Ländern des ehema-
ligen Jugoslawiens und Aussiedler-
jugendliche (Kuhnke/Müller 2009: 
26).

Neben den ökonomischen und kul-
turellen Ressourcen der Herkunfts-
familie spielt der emotionale Rück-

Tab. 1:
Jugendliche mit Migrationshintergrund im letzten Jahr der
Hauptschule nach Herkunftsländern/-regionen bzw. Aussiedlerstatus
(in Reihenfolge der Fallzahlen)

Migrationshintergrund Anteil in % N
 
Gesamt  3829
 
ohne Migrationshintergrund 50,5 1935
 
Türkei  13,3 508
  
Aussiedlerin/Aussiedler 12,2 467
 
Osteuropa 4,9 188
 
ehem. Jugoslawien/Albanien 4,0 153
 
Westeuropa 3,4 130
 
Italien  3,2 124
 
Nahost/Asien (ohne Türkei) 4,1 158
 
Afrika (ohne Nahost) 2,8 105
 
Amerika 1,6 61

Quelle: DJI-Übergangspanel (Gaupp/Lex/Reißig/Braun 2008: 9)

 Daten des DJI-Übergangspanels 
 Jugendliche, deren Familien aus der 
Türkei stammen, und Jugendliche 
mit Aussiedlerstatus (jeweils über 
zehn Prozent der Gesamtgruppe der 
Hauptschüler/innen). Dabei sind 
vier von fünf Jugendlichen türkischer 
Herkunft in Deutschland geboren, 
also Immigranten der zweiten Gene-
ration. Dagegen sind die jungen Aus-
siedler fast ausschließlich Zuwande-
rer der ersten Generation, also in der 
Regel gemeinsam mit ihren Eltern 
nach Deutschland gekommen. 

Allerdings erlauben bundesweite 
Zahlen keine Schlüsse auf die Zu-
sammensetzung der Schülerschaft 
auf regionaler Ebene. In ostdeutschen 
Kommunen übersteigt der Anteil 
junger Zuwanderer/innen an den 
Mittelschülern/innen im 9. bzw. 
10. Schuljahr kaum zehn Prozent 
(Kuhnke/Reißig 2007). In Stuttgar-
ter Hauptschulen stammen dagegen 
vier von fünf Jugendlichen im 9. 
Schuljahr aus Zuwandererfamilien. 
In Ostdeutschland stellen die Aus-
siedler/innen die größte Zuwande-
rergruppe. In Westdeutschland ist die 
Gruppe der Aussiedler/innen regio-
nal sehr ungleichmäßig verteilt. In 
Baden-Württemberg, Bayern, Nord-
rhein-Westfalen und Niedersachsen 
finden wir hohe Anteile von Aussied-
lerfamilien auch außerhalb der Bal-
lungsräume, in anderen Regionen ist 
ihr Anteil außerordentlich gering. In 
einigen Großstädten ist in den 
Hauptschulen der Anteil von Jugend-
lichen, die in Kriegs- und Krisege-
bieten geboren sind, auffallend hoch.
Aus einem hohen Migranten/innen-
anteil an der Schülerschaft von 
Hauptschulen generell auf daraus re-
sultierende Problemlagen zu schlie-
ßen, ist wegen dieser regional und 
z.T. auch auf Ebene einzelner Schu-
len sehr unterschiedlichen Zusam-
mensetzung dieser Population, den 
verschiedenen Migrationsgeschich-
ten, Lebensplänen, Potenzialen und 
auch Belastungen der Jugendlichen 
für die Entwicklung von Förderstra-
tegien wenig hilfreich.

Tab. 2:
Häufigste Geburtsländer der nicht in Deutschland geborenen Leipziger Mittelschüler/innen 
und Stuttgarter Hauptschüler/innen in Prozent der Gesamtgruppe

Geburtsländer der nicht 
in Deutschland geborenen 
Jugendlichen in Leipzig
 
Russland 20,6
 
Ukraine 12,7
  
Kasachstan 11,1
 
Irak  6,3
 
Iran  4,8
 
Türkei  4,8
 
Afghanistan, Kuba,
Polen, Vietnam 3,2 

Quellen: Lokale Schulabsolventen-Längsschnitte Leipzig und Stuttgart

Geburtsländer der nicht 
in Deutschland geborenen 
Jugendlichen in Stuttgart
 
Kosovo  12,9
 
Türkei  12,5
  
Bosnien-Herzegowina 6,8
 
Russland 6,4
 
Kasachstan 6,0
 
Portugal 6,0
 
Italien  5,6
 
Irak  4,0

halt, den die Familie bietet, für die 
Jugendlichen eine wichtige Rolle in 
ihrer Entwicklung. Befragt nach der 
Beziehung zu den Eltern geben die 
Hauptschüler/innen überwiegend 
positive Einschätzungen ab. Nur ein 
gutes Viertel der Jugendlichen schätzt 
die Beziehungen zu den Eltern als 
schlecht oder sehr schlecht ein. Vor 
allem bei familiären Konstellationen 
mit einem neuen Partner (Stiefvater 
oder -mutter) sowie bei einer beson-
ders schlechten ökonomischen Aus-
stattung der Familie treten proble-
matische Eltern-Kind-Beziehungen 
häufiger auf (Kuhnke/Müller 2009: 
28). 

Zusammenhang zwischen sozia­
ler Herkunft, besuchter Schul­
form und Kompetenzerwerb
Dass in Deutschland ein enger Zu-
sammenhang zwischen der sozialen 
Herkunft eines Kindes und der im 
Anschluss an die Grundschule be-
suchten Sekundarschule besteht, ist 
in der Bildungsforschung unumstrit-
ten: „ (…) beim Übergang von der 
Grundschule in die Sekundarschule 
(kommt es) zu schichtspezifischen 
Übergangsentscheidungen; selbst bei 
Berücksichtigung des Leistungs-
stands ist beispielsweise die Chance 
von Kindern aus bildungsnahen 
F amilien, auf das Gymnasium zu 

in vielen anderen an der Untersu-
chung beteiligten OECD-Staaten. 
Da in den verschiedenen Sekundar-
schulformen unterschiedlich wertige 
Abschlüsse erreicht werden können, 
ist vor diesem Hintergrund in der 
Schülerschaft der Hauptschulen ein 
überproportional hoher Anteil von 
Jugendlichen aus Zuwandererfami-
lien zu erwarten. Da Mädchen im 
Durchschnitt höhere Schulabschlüs-
se erwerben als Jungen, ist ferner da-
mit zu rechnen, dass Mädchen in der 
Schülerschaft der Hauptschulen ent-
sprechend mit geringeren Anteilen 
vertreten sind.

Tatsächlich sind Jungen unter den 
Hauptschülern/innen deutlich über-
repräsentiert. Auch wurde jede/r 
zweite Jugendliche in der Abschluss-
klasse einer Hauptschule nach den 
Ergebnissen der ersten Erhebung des 
DJI-Übergangspanels (März 2004) 
entweder selbst nicht in Deutschland 
geboren oder hatte mindestens ein 
Elternteil, das nicht in Deutschland 
geboren worden war. 

Die beiden größten Gruppen von 
Hauptschülern/innen mit Migra-
tionshintergrund sind nach den 

Aus einem hohen 
Migrantenanteil an 
Schulen auf daraus 

resultierende  
Problemlagen zu 

schließen, ist wenig 
hilfreich.
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wechseln, höher als jene von Kindern 
aus bildungsfernen Schichten. Kin-
der aus bildungsfernen Elternhäu-
sern sind deshalb in der Hauptschu-
le, selbst bei Berücksichtigung ihres 
Leistungsstandes, überrepräsentiert“ 
(Trautwein/Baumert/Maaz 2007: 4).

Dieser Tatbestand eines engen Zu-
sammenhangs zwischen sozialer Her-
kunft und besuchter Schule war im 
Prinzip seit Jahrzehnten bekannt und 
wurde mehr oder weniger hingenom-
men. Dennoch wirkten die 2001 ver-
öffentlichten Ergebnisse der ersten 
international vergleichenden PISA-
Untersuchung als Schock: Deutsch-
land wies im Vergleich zu allen an 
der Untersuchung beteiligten 
OECD-Staaten den stärksten Zu-
sammenhang zwischen der sozialen 
Herkunft der Schüler/innen und der 
am Ende der Pflichtschulzeit erreich-
ten Lesekompetenz auf (Baumert/
Schümer 2001: 323–407; Trautwein/
Baumert/Maaz 2007: 6). 

In der Debatte über Hauptschulen 
und ihre Schülerschaft bekam die ei-
gentlich unstrittige Diagnose, dass in 
Hauptschulen Kinder aus „bildungs-
fernen Schichten“ und Kinder aus 
Zuwandererfamilien deutlich über-

Ein Junge aus einer Aussiedlerfamilie beschreibt in ei­

nem Interview anschaulich, wie aus Schwierigkeiten 

mit der deutschen Sprache auch bei hoher Motivation 

im Unterricht Misserfolgserlebnisse entstehen können: 

„Am Anfang, wo ich zur Schule gegangen bin, das war 

für mich ein bisschen schwer, weil ich nicht verstan­

den habe, und auch wenn ich was versteh oder ver­

standen habe, ich musste erst einmal in meinem Kopf 

alles übersetzen, dann wieder die Antwort finden 

und das wieder ins Deutsche übersetzen, und wo ich 

dann meine Hand hochhebe, da war schon alles vor­

bei“ (Kraheck 2004: 75).

Große Schul zu­
friedenheit und 
Erlebnisse des 
Misserfolgs

repräsentiert sind, nicht selten einen 
problematischen Unterton: Die Bil-
dungsferne der Herkunftsfamilien 
wird mit Desinteresse der Eltern am 
schulischen Werdegang ihrer Kinder 
gleichgesetzt, aus dem Migrations-
hintergrund wird auf generell unzu-
reichende Sprachkompetenz ge-
schlossen, aus sozialer Benachteili-
gung folgt die Diagnose der Verwahr-
losung. Dabei ist die Debatte objek-
tiv schwierig: Einerseits dürfen 
Benachteiligungen im Bildungssys-
tem nicht ignoriert, Belastungen der 
Jugendlichen bzw. ihrer Herkunfts-
familien nicht schöngeredet und die 
sich aus zum Teil schwierigen Bedin-
gungen ergebenden hohen pädago-
gischen Anforderungen nicht unter-
schätzt werden. Anderseits haben 
pauschale Krisenszenarios für die 
Schüler/innen und ihre Familien 
nicht nur einen stigmatisierenden Ef-
fekt. Sie entsprechen auch nicht der 
Vielfalt in deren Lebenslagen und 
Potenzialen.

SCHULZUFRIEDENHEIT UND 
SCHULERFAHRUNGEN
Große Schulzufriedenheit
Während in der öffentlichen Debat-
te den Hauptschülern/innen relativ 
pauschal Schulmüdigkeit unterstellt 

wird, zeichnen die Ergebnisse des 
DJI-Übergangspanels ein differen-
ziertes Bild. 60 Prozent aller befrag-
ten Hauptschüler/innen gaben an, 
dass sie „alles in allem gern zur Schu-
le“ gingen (die Antworten „stimmt 
genau“ und „stimmt eher“ zusam-
mengefasst). Dass Mädchen im Ver-
gleich zu den Jungen mit 68 Prozent 
zu 56 Prozent eine positivere Einstel-
lung zur Schule zeigten, entsprach 
den Erwartungen. Überrascht – vor 
dem Hintergrund der öffentlichen 
Debatte über die mangelnde Integ-
rationsbereitschaft dieser Gruppe 
(Skrobanek 2009) – haben dagegen 
die auffallend positiven Einstellun-
gen zur Schule der Jugendlichen tür-
kischer Herkunft: Hier gaben 65 Pro-
zent der Jungen und sogar 80 Pro-
zent der Mädchen an, dass sie gern 
zur Schule gingen.

Noch deutlich positiver bewerteten 
die Schüler/innen ihr Verhältnis zu 
den Lehrkräften: Vier von fünf füh-
len sich von ihren Lehrer/innen ernst 
genommen und respektiert. Neun 
von zehn bewerten darüber hinaus 
ihr Verhältnis zu ihren Mitschülern/
innen positiv, und zwei Drittel 
 finden, dass es in ihrer Schule viele 
sie interessierende Unterrichtsfächer 

gibt. Auch bei diesen Fragen zur Bewertung der schuli-
schen Situation wiederholt sich, was zur Schulzufrie-
denheit insgesamt gesagt wurde: Mädchen äußern sich 
deutlich positiver als Jungen, Jugendliche aus Zuwan-
dererfamilien zeigen eher eine positive Einstellung als 
 Jugendliche deutscher Herkunft. Ihrer Schule gegenüber 
positiv eingestellt sind vor allem jene Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund, die erst nach dem 11. Lebens-
jahr nach Deutschland gekommen sind, also bereits im 
Land ihrer Geburt einige Schuljahre absolviert haben.

Erlebnisse des Misserfolgs
Diese überwiegend positive Einstellung zur Schule über-
rascht insofern, als viele Jugendliche auch über negative 
Erfahrungen berichten: Fast jeder zweite Junge hatte in 
seiner Schullaufbahn mindestens eine Klassenstufe 
 wiederholt, und auch bei den Mädchen waren es knapp 
40 Prozent. Jede/r fünfzehnte Jugendliche hat sogar meh-
rere Klassen wiederholt.

Lokale Studien des DJI zeigen darüber hinaus, dass zu-
mindest für einen Teil der Jugendlichen der Besuch der 
Hauptschule am Ende einer Kette von Abstiegsbewegun-
gen durch das Schulwesen steht (z.B. für München: 
Gaupp/Großkurth/Lex 2009: 32). Diese Ergebnisse be-
stätigen einen Befund des Nationalen Bildungsberichts, 
nach dem in den Jahrgangsstufen 7 bis 9 Abstiege zwi-
schen den verschiedenen Sekundarschulformen fünfmal 
so häufig auftreten wie Aufstiege (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2008: 255). Und am unteren 
Ende der Hierarchie der Sekundarschulen steht nun ein-
mal die Hauptschule.

Auf die Leistungssituation der Jugendlichen im letzten 
Schulbesuchsjahr weisen ihre Angaben zu den Noten im 
letzten Zwischenzeugnis hin. Dieses muss in der Regel 
einer Bewerbung für einen Ausbildungsplatz beigelegt 
werden und ist damit für den weiteren Bildungs- und 
Ausbildungsweg sehr wichtig: Vier von zehn hatten in 
den Fächern Deutsch und Mathematik die Note Vier 
oder schlechter. 

Allerdings ist es nicht so, dass – wie die Berichterstat-
tung in den Medien suggeriert – Jugendliche aus Zuwan-
dererfamilien durchschnittlich schlechtere Schulleistun-
gen zeigen als Jugendliche deutscher Herkunft. Im Fach 
Mathematik erbringen die jungen Aussiedler/innen die 
besten Durchschnittsleistungen, im Fach Deutsch sind 
ihre Schulnoten dagegen deutlich schlechter als jene von 
Jugendlichen deutscher Herkunft. Dabei unterscheiden 
sich die Geschlechter: Über die Hälfte der Jungen aus 
Aussiedlerfamilien, aber nur jedes dritte Mädchen hatte 
im Fach Deutsch eine Note von 4 oder schlechter.

stimmt genau

stimmt eher

56 35

verstehe mich mit Schülern gut

Abb. 1:
Schulzufriedenheit (Angabe in Prozent)

32 49

Lehrer nehmen mich ernst

20 58

bin bei Mitschülern beliebt

17 49

gibt viele interessante Fächer

15 46

gehe gern zur Schule

6 14

Ärger mit Lehrern

0 20 40 60 80 100

Quelle: DJI-Übergangspanel (Gaupp/Hofmann-Lun/Lex/Mittag/Reißig 2004: 9)
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ENGAGEMENT UND RÜCKZUG
Teilnahme an schulischen Förderangeboten
Auf die Frage, welche schulischen Förderangebote sie 
 zusätzlich zum regulären Unterricht im laufenden Schul-
jahr nutzten, nannten die im DJI-Übergangspanel be-
fragten Hauptschüler/innen ein breites Spektrum von 
Aktivitäten: 

• Jede/r Achte nahm an einer schulischen Hausauf-
gabenhilfe teil: die Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund doppelt so häufig wie die Jugendlichen deut-
scher Herkunft.

• Förderkurse oder Stützunterricht in kleinen Lerngrup-
pen nahm ein Viertel in Anspruch.

• Ebenso häufig war die Teilnahme an Computerkur-
sen: bei den Mädchen etwas seltener als bei den Jun-
gen; bei den Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
signifikant häufiger als bei den Jugendlichen deutscher 
Herkunft. 

• Gut jede/r Zehnte engagierte sich in einem schulischen 
Theater-, Kultur- oder Musikprojekt: die Mädchen 
doppelt so häufig wie die Jungen. 

• Und knapp jede/r Zehnte nahm an einem Streitschlich-
tungs- oder Konflikttrainingskurs teil (Hofmann-Lun/
Gaupp/Lex/Mittag/Reißig 2004: 9–13). 

Insgesamt war also die Beteiligung an schulischen Ange-
boten, für die die Jugendlichen zusätzliches Engagement 
zeigen mussten, recht groß.

Schulschwänzen
In der aktuellen Debatte zum Thema „Schulschwän­

zen“ tauchen verschiedene Begriffe auf wie Schul­

pflichtverletzung, Schulverweigerung, Schulabsentis­

mus, wobei die Definitionen teilweise unscharf sind: 

Der Begriff Schulpflichtverletzung beschreibt den Tat­

bestand, dass die gesetzliche Schulpflicht nicht einge­

halten wurde, also der Unterricht nicht besucht wur­

de, ohne dass dafür rechtlich anerkannte Gründe (z.B. 

Krankheit) vorlagen.

Der in der öffentlichen Debatte häufig benutzte pla­

kative Begriff „Schulverweigerung“ wird von Fach­

leuten z. T. skeptisch beurteilt, weil er – analog zur 

Wehrdienstverweigerung – eine nach kritischer Aus­

einandersetzung mit der Schule bewusste Abwendung 

suggeriert (Ehmann/Rademacker 2003: 27). In einer 

Fachdiskussion, die sich an die amerikanische For­

schung anlehnt, bezeichnet Schulverweigerung aller­

dings ein Fernbleiben von der Schule, das durch Ängs­

te und Phobien der Schüler/innen bedingt ist (Ricking/

Neukäter 1997: 52).

Am häufigsten wird in der Fachdiskussion in Deutsch­

land für das Fernbleiben vom Unterricht der etwas 

sperrige Begriff Schulabsentismus benutzt. Neuerdings 

unterscheiden Wissenschaftler/innen auch noch zwi­

schen Schulabsentismus und Unterrichtsabsentismus. 

Schulabsentismus meint das Fernbleiben von der Schu­

le insgesamt, Unterrichtsabsentismus dagegen die 

 Abwesenheit vom Unterricht zu bestimmten Zeiten.

Unterschiedliche Antworten gibt es auf die Frage, ob 

mit Absentismus nur unentschuldigte oder alle Fehl­

zeiten zu bezeichnen sind. Für die letztgenannte Posi­

tion wird angeführt, dass auch entschuldigte Fehlzei­

ten in der Regel problematische Ursachen (Krankheit, 

Ängste, häusliche Pflichten) haben und dass alle Fehl­

zeiten eine gemeinsame Folge haben: Es wird Unter­

richt versäumt (Ehmann/Rademacker 2003: 33–36).

Nach den Ergebnissen einer DJI-Befragung von Jugend-
lichen, die trotz Schulpflicht über längere Zeiträume die 
Schule nicht besucht hatten (Reißig 2001), fängt der 
Prozess der Abkehr von der Schule häufig mit Stunden-
schwänzen oder gelegentlichem Schwänzen ganzer Tage 
sowie entschuldigten Unterrichtsversäumnissen (Krank-
heiten) an. In derselben Befragung nannten Jugendliche 
folgende Auslöser für ihre Abkehr von der Schule:

• Probleme mit Lehrerinnen und Lehrern (59 Prozent);
• schlechte Leistungen (31 Prozent);
• andere schulische Probleme (30 Prozent);
• Probleme mit Mitschülerinnen (29 Prozent);
• Krankheit (19 Prozent).

Quelle: DJI-Schulverweigererstudie
(Reißig 2001; Schreiber-Kittl/Schröpfer 2002: 155)

Schulschwänzen
Andererseits erbrachte die Befragung der Hauptschüler/
innen auch klare Hinweise darauf, dass sich eine nicht 
zu vernachlässigende Teilgruppe aus dem Schulalltag zu-
rückzog: Jede/r fünfte Hauptschüler/in gab an, in den 
letzten zwei Wochen vor der Befragung ganze Unter-
richtsstunden oder sogar ganze Tage geschwänzt zu ha-
ben. Dabei unterscheiden sich Jungen und Mädchen 
 sowie Jugendliche aus Zuwandererfamilien bzw. deut-
scher Herkunft nur unwesentlich. Auch altersmäßig gibt 
es kaum Unterschiede.

Von den Nichtschwänzer/innen hatten 40 Prozent ein 
Schuljahr oder mehrere Schuljahre wiederholt. Bei den 
Schwänzern/innen war es jede/r Zweite. Was die Schul-
noten in den Fächern Mathematik und Deutsch betrifft, 
unterscheiden sich die beiden Gruppen allerdings kaum: 
die Mittelwerte für die Mathematik- und die Deutschno-
te betrugen für die Nichtschwänzer/innen jeweils 3,2 
und für die Schwänzer/innen waren es jeweils 3,4.

Deutliche Unterschiede zwischen diesen beiden Grup-
pen zeigten sich dagegen im Hinblick auf konfliktbehaf-
tete Beziehungen zu ihrem sozialen Umfeld:

Von den Schwänzern/innen berichtete jede/r Zweite, bei 
den anderen Schülern/innen nur jede/r Dritte von häu-
figen Konflikten mit den Eltern. Konflikte mit Lehrern/
innen gaben doppelt so viele Schwänzer/innen wie Nicht-
schwänzer/innen an. Schüler/innen, die unentschuldigt 
dem Unterricht fern blieben, hatten auch häufiger Kon-
flikte mit Gleichaltrigen und Probleme mit Polizei und 
Gerichten. In Schlägereien verwickelt waren 32 Prozent 
von ihnen gegenüber 19 Prozent derjenigen, die regel-
mäßig zur Schule gingen. Auch die Jugendlichen, die 
nicht immer zur Schule kommen, stehen ihr durchaus 
positiv gegenüber: Immerhin jede/r Zweite aus dieser 
Gruppe gab an, alles in allem gern zur Schule zu gehen.

Jede/r fünfte Haupt ­
schüler/in gab an,
in den letzten zwei
Wochen vor der
Befragung ganze
Unterrichtstunden
oder sogar ganze
Tage geschwänzt zu 
haben.
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Abb. 2:
Konfliktbelastungen: Schwänzer/innen und Nichtschwänzer/innen 
im Vergleich

Konflikte
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Quelle: DJI-Übergangspanel
(Gaupp/Braun 2005: 106)
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Je länger die schulischen Fehlzeiten dauerten, desto mehr 
isolierten sich die Schwänzer/innen von den Altersge-
nossen/innen innerhalb der Schule. Mit dem Schwinden 
des gemeinsamen Erfahrungshintergrundes nahmen auch 
die Beziehungen zu den Mitschülern/innen ab. Wenn 
überhaupt, fanden soziale Kontakte mit Peers dann nur 
noch außerhalb der Schule statt. Insgesamt führten lan-
ge Fehlzeiten sowie aggressives und destruktives Verhal-
ten im Unterricht häufig zu einer Isolierung, die eine 
 Reintegration in die Schule zunehmend schwierig mach-
te. Je länger die Schülerin oder der Schüler in der Schu-
le gefehlt hatte, desto schwerer fiel es, wieder dorthin 
 zurückzukehren. Der tatsächliche oder vermeintliche 
Spott der Mitschüler/innen oder auch der Lehrkräfte 
 sowie das Bewusstsein, Unterrichtsstoff versäumt zu ha-
ben, wirkten sich hemmend auf die Bereitschaft aus, wie-
der zur Schule zu gehen (Schreiber-Kittl/Schröpfer 2002: 
121–138). 

Ein vom Deutschen Jugendinstitut erstellter Überblick 
über Untersuchungen zum „Schulschwänzen“ zeigt, dass 
Schulpflichtverletzungen in allen Schulformen vorkom-
men. Allerdings spiegelt die Häufigkeit von Schulpflicht-
verletzungen für die unterschiedlichen Schulformen die 
Wertehierarchie der verschiedenen Sekundarschulen wie-
der: Am geringsten ist der Umfang der Schulpflichtver-
letzungen im Gymnasium, die Realschule nimmt einen 
Mittelplatz, die Hauptschulen nehmen den Spitzenplatz 
ein, für die überwiegende Mehrzahl der Untersuchun-
gen noch vor den Sonderschulen. Das bedeutet, dass die 
Abkehr von der Schule am häufigsten in den Schulfor-
men auftritt, von der aus ein weiterer Abstieg nicht mehr 
möglich ist (Braun 2004: 17–18).

Bisher war die schulische Situation von Hauptschüler/
innen anhand der Daten des DJI-Übergangspanels vor-
wiegend über Häufigkeitsverteilungen beschrieben 
 worden: dem Anteil der Hauptschüler/innen (oder von 

Typisierung von Hauptschulen nach 
 Zusammensetzung der Schülerschaft 
Auf der Basis der Daten der PISA 2000­Untersuchung 

haben Baumert, Stanat und Watermann die an der 

 Untersuchung beteiligten Schulen nach der Zusam­

mensetzung der Schülerschaft und deren Merkmalen 

in drei Typen unterteilt (Baumert/Stanat/Watermann 

2006):

Dem ersten Typus, den sie als „Modaltyp“ bezeichnen, 

werden 45 Prozent aller Hauptschulen zugeordnet. In 

Hauptschulen dieses Typs verfügen durchschnittlich 

20 Prozent der Eltern der Schüler/innen über keine 

 Berufsausbildung, in einem Viertel der Herkunftsfa­

milien ist Deutsch nicht die Familiensprache und hat 

weniger als die Hälfte der Schüler mindestens ein 

Schuljahr wiederholt. 

Der zweite Typus wird als „schwieriges Milieu“ cha­

rakterisiert und umfasst 16 Prozent der Schulen. In 

diesem zweiten Typus haben fast vier von zehn Eltern 

keine Berufsausbildung abgeschlossen, in fast der Hälf­

te der Familien ist Deutsch nicht die Familiensprache 

und über die Hälfte der Schüler/innen haben eine oder 

mehrere Klassen wiederholt. 

Dem dritten Typus, „günstiges Milieu“, werden knapp 

40 Prozent der Schulen zugeordnet. Hier sind nur 

10 Prozent der Eltern ohne Berufsabschluss, in nur 

 jeder zehnten Familie ist Deutsch nicht die Familien­

sprache und nur ein Viertel der Schüler/innen hat min­

destens eine Klasse wiederholt. (Trautwein/Baumert/

Maaz 2007: 5).

Offensichtlich ist der Anteil der Schulen des Typs 

„schwieriges Milieu“ relativ gering. Auffallend ist die 

unterschiedliche Verteilung dieser Hauptschultypen in 

den Bundesländern: Schulen des Typs „günstiges Mi­

lieu“ waren im Jahr 2000 nur in Baden­Württemberg 

(über 60 Prozent), Bayern (fast 70 Prozent) und Rhein­

land­Pfalz (40 Prozent) stark vertreten. Sehr hoch war 

der Anteil von Schulen des Typs „schwieriges Milieu“ 

in Berlin (60 Prozent), Bremen (95 Prozent), Hessen 

(gut 50 Prozent), Nordrhein­Westfalen (44 Prozent) 

und im Saarland (über 80 Prozent) (Trautwein/Baumert/

Maaz 2007: 5).

KONSTELLATIONEN DER SCHULISCHEN UND 
PRIVATEN SITUATION VON HAUPTSCHÜLERN/ 
INNEN IM LETZTEN SCHULBESUCHSJAHR 
Im Folgenden wollen wir auf Grundlage der Daten des 
DJI-Übergangspanels der Frage nachgehen, in welcher 
Weise sich Schulleistungen, das Verhältnis der Jugendli-
chen zu den Lehrkräften und Mitschülern/innen, Ein-
stellungen zur Schule, Klassenwiederholungen, das Schul-
besuchsverhalten, persönliche Belastungen (Krankhei-
ten, Konflikte mit Eltern, mit Polizei und Justiz usw.) 
und die Teilnahme an zusätzlichen schulischen Angebo-
ten zu eher erfolgsträchtigen oder aber eher riskanten 
Konstellationen bündeln. Eine dafür vorgenommene 
„Clusteranalyse“ der rund 4.000 an der Basiserhebung 
des Längsschnitts beteiligten Schüler/innen ergab vier 
etwa gleich große Gruppen („Cluster“) mit folgenden 
Merkmalskonstellationen:

Cluster 1 umfasst etwa ein Drittel der Jugendlichen. Es 
sind die eher „Unauffälligen“, von denen allerdings die 
meisten Schuljahre wiederholt haben (85 Prozent ein 
Schuljahr, der Rest mehrere Schuljahre). Sie haben mitt-
lere Schulnoten, wenig Ärger mit den Lehrkräften, ein 
gutes Verhältnis zu den Mitschülern/innen, gehen insge-
samt gern zur Schule, schwänzen nicht, nennen im durch-
schnittlichen Umfang persönliche Probleme und  nehmen 
durchschnittlich häufig am Förderunterricht teil.

Cluster 2 umfasst etwa ein Fünftel der Jugendlichen. 
Kennzeichnend für sie ist, dass sowohl ihre schulische 
als auch ihre private Situation problematisch ist. Ihre 
Schulnoten sind schlecht, sie berichten über häufigen 
Ärger mit den Lehrkräften. Ihr Verhältnis zu den Mit-
schüler/innen ist allerdings durchaus positiv. Sie gehen 
ungern zur Schule. Klassenwiederholungen erfolgten in 
einem durchschnittlichen Umfang. Alle geben an, in den 
letzten zwei Wochen einzelne Schulstunden oder auch 
ganze Tage geschwänzt zu haben. Sie benennen über-
durchschnittlich häufig persönliche Probleme (etwa ein 
Drittel nennt ein Problem, ein weiteres gutes Viertel 
nennt zwei Probleme und mehr), und sie nehmen durch-
schnittlich häufig am Förderunterricht teil.

Kennzeichen des dritten Clusters (ein Viertel der Jugend-
lichen) sind eine günstige schulische und private Situa-
tion und eine durchschnittliche Teilnahme an zusätz-
lichen Förderangeboten. Bei mittleren bis guten Noten 
gibt es wenig Ärger mit den Lehrer/innen und ein gutes 
Verhältnis zu den Mitschüler/innen. Die Schule wird 
gern besucht. Es gab keine Klassenwiederholung, keine/r 
schwänzt, und es werden relativ wenig persönliche Pro-
bleme benannt.

Die Jugendlichen in Cluster 4 (etwa ein Fünftel) brin-
gen gute Schulleistungen, obwohl sie nicht an zusätzli-
chen Förderangeboten teilnehmen. In den übrigen Merk-
malen sind sie dem dritten Cluster vergleichbar.

Das Fazit aus dieser Analyse lautet: Bei fast der Hälfte 
der Schüler/innen (Cluster 3 und 4) ist die schulische 
Situation auffallend positiv. Es gibt keine Hinweise auf 
Misserfolgserlebnisse, und die persönlichen Probleme 
entsprechen dem für die Altersgruppe typischen (die 
Mädchen haben häufiger Konflikte mit den Eltern, ein 
Teil der Jungen hat Ärger mit Polizei und Justiz). Bei 
 einem weiteren Drittel stellt sich die Situation ebenfalls 
in der Tendenz positiv dar (Cluster 1). Allerdings haben 
diese Jugendlichen häufig Schuljahre wiederholt und nur 
mittlere Schulnoten. 

Kritisch sieht die Konstellation von schulischer Situa tion 
und privaten Problembelastungen bei jeder/m Fünften 
aus. Diese Jugendlichen gehen nicht gern zur Schule 
(schwänzen daher häufig), haben in der Schule häufig 
Konflikte mit Lehrkräften und sind auch außerhalb der 
Schule mit vielfältigen Problembelastungen konfrontiert. 
Diese Gruppe ist zwar für die Hauptschüler/innenpopu-
lation insgesamt nicht charakteristisch, hat aber eine be-
trächtliche Größenordnung und trägt ein erhöhtes Risi-
ko, dass sich an eine schwierige Schulzeit eine schwieri-
ge Zeit des Übergangs in eine Ausbildung anschließt. 
 Allerdings können die neuen Herausforderungen der 
Ausbildung – der Ernst des Lebens – für sie auch eine 
Chance bedeuten.

Abb. 3:
Konstellationen der schulischen und privaten Situation 
von Hauptschülern/innen im letzten Schulbesuchsjahr
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Teilgruppen), die Schuljahre wiederholt haben, gern zur 
Schule gingen, gute oder schlechte Noten hatten, an zu-
sätzlichen Förderangeboten teilnahmen, Schulstunden 
oder ganze Schultage schwänzten usw. Im Gesamten 
deckt sich dieses Bild nicht mit den weit verbreiteten 
Krisenszenarios, denn die meisten Jugendlichen, die eine 
Hauptschule oder einen Hauptschulzweig besuchen, 
 haben eine positive Einstellung zur Schule, engagieren 
sich trotz erheblicher Misserfolgsprobleme relativ stark, 
und ein Rückzug aus der Schule findet relativ selten statt. 

Je länger schulische 
Fehlzeiten dauern,

desto mehr isolierten 
sich die Schwänzer von

ihren Altersgenossen.

Quelle: DJI-Übergangspanel

Cluster 1: unauffällige Jugendliche mit
 häufigen Klassenwiederholungen

Cluster 2: ungünstige schulische und private Situation

Cluster 3: günstige schulische und private Situation,
 häufige Teilnahme an Förderangeboten

Cluster 4: günstige schulische und private 
 Situation, keine Teilnahme an Förderangeboten
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Frühe Prävention des Entstehens 
von Schulmüdigkeit
In der oben zitierten DJI-Befragung von rund 350 Ju-
gendlichen, die trotz Schulpflicht die Schule nicht be-
suchten, gab jede/r Zehnte als Zeitpunkt für den Beginn 
des „Schulausstiegs“ die Altersspanne von 9 bis 11 Jah-
ren an, weitere 60 Prozent ein Alter zwischen 12 und 14 
Jahren. Massive Schulpflichtverletzungen setzten bei die-
sen Jugendlichen also zu einem relativ frühen Zeitpunkt 
ein (Reißig 2001; Schreiber-Kittl/Schröpfer 2002: 125).

Als ein kritischer Zeitpunkt für das Entstehen von Schul-
müdigkeit und den Beginn von Schulschwänzen gilt der 
Übergang von der Grund- in die Hauptschule. Hier ver-
schärfen sich bei einzelnen Kindern bereits zuvor erkenn-
bare Probleme: Die Kinder „kommen in einen neuen 
Klassenkontext und in der Regel auch in eine andere, 
größere Schule mit zahlreichen noch fremden Lehrkräf-
ten. Der Übergang wird häufig schlecht begleitet, die ab-
gebende und aufnehmende Schule kooperieren in den 
wenigsten Fällen miteinander“ (Michel 2007: 23).

Um einen Rückzug der Kinder von der Schule und ih-
ren Anforderungen zu vermeiden, setzen Initiativen zur 
Prävention von Schulmüdigkeit deshalb im Zeitraum 
unmittelbar nach dem Übergang von der Primarstufe 
zur Sekundarstufe an. Einerseits identifiziert man früh-
zeitig „Risikokinder“, um durch Einzelförderung zu ver-
hindern, dass sich diese sukzessive zurückziehen. Ande-
rerseits werden Strukturen und Prozesse verändert und 
so die Rahmenbedingungen für den Übergang von der 
Primarstufe in die Sekundarstufe verbessert.

Einzelförderung zur Prävention von Schulmüdigkeit 
 erfordert Antworten auf folgende Fragen: Wie können 
gefährdete Kinder identifiziert werden? Wie kann eine 
möglichst präzise Diagnose von Ursachen und Zusam-
menhängen erstellt werden? Wie können Eltern in Pro-
zesse der Problemlösung einbezogen werden? Wie sollen 
präventive Interventionen im Einzelfall aussehen?

Um Probleme frühzeitig und genau zu erkennen, wer-
den folgende Verfahren angewendet:
Der Austausch zwischen Lehrkräften sowohl zwischen 
den abgebenden Primarschulen und den Sekundarschu-
len als auch unter den Lehrkräften innerhalb der Sekun-
darschule wird intensiviert. Auf diese Weise werden In-
formationen über bereits längerfristig bekannte Proble-
me übermittelt. Durch gemeinsame Fallbesprechungen 
erfahren Lehrkräfte von Auffälligkeiten, lernen aber auch 
Potenziale der Kinder, die sich in unterschiedlichen Un-
terrichtsfächern zeigen, kennen. Mögliche Zuspitzungen 
von Konflikten zwischen Kindern sowie Kindern und 
einzelnen Lehrkräften werden auf diese Weise frühzeitig 
erkannt, so dass Abhilfe geschaffen werden kann.
 

Das Wissen der Lehrkräfte über die Lebenswelt der Kin-
der wird verbessert. Gemeinsame Besprechungen mit 
Fachkräften von Jugendämtern und sonstigen sozialen 
Diensten ermöglichen es, Problembelastungen der Kin-
der zu identifizieren und integrierte Unterstützungsan-
sätze zu entwickeln.

Verfahren der Problemerkennung werden systematisiert. 
Man entwickelt Kriterienkataloge, anhand derer Gefähr-
dungen der Kinder frühzeitig erkannt werden können. 
Kriterien sind beispielsweise: Leistungsveränderungen 
(z. B. Leistungsverschlechterungen in einzelnen oder 
mehreren Fächern), entschuldigte aber auch unentschul-
digte Fehlzeiten, auffälliges Sozial- und Arbeitsverhalten, 
fehlende Integration im Klassenverband, Rückzugsver-
halten.

Systematisierung von Verfahren zur Problemerkennung
In einer Reihe von Schulen und Projekten, die das DJI untersucht hat,  wurden 

Kriterienkataloge und Checklisten entwickelt, anhand derer „gefährdete“ 

Kinder identifiziert werden können:

Leistungsveränderungen

Ein relativ klares und „hartes“ Kriterium können Leistungsveränderungen 

sein, die sich die Lehrkraft nicht erklären kann. Anhand eines klar definier­

ten Leistungsindikators (z. B. durchschnittlicher Abfall um eine Schulnote 

pro Halbjahr) kann nachgefragt werden, ob das Kind Probleme hat.

Fehlzeiten

Ein zweiter, gut zu operationalisierender Indikator sind Fehlzeiten: Sowohl 

unentschuldigte als auch entschuldigte Fehltage müssen zur Kenntnis ge­

nommen werden, auch gehäufte Verspätungen, Fehlen in einzelnen Fächern 

bzw. der ersten Stunde oder entschuldigtes Fehlen mit Attesten wechseln­

der Ärzte. 

Sozial­ und Arbeitsverhalten

Änderungen im Sozialverhalten (Umgang mit Lehrkräften und Mitschülerin­

nen, Verhalten im Unterricht oder auch nach Schulende) oder Arbeitsverhal­

ten (sinkende Mitarbeit im Unterricht, Unregelmäßigkeiten und häufiges 

Fehlen von Hausaufgaben, Zustand der Arbeitsmaterialien) können auf 

schwierige Situationen und fehlende Strukturen im Elternhaus hindeuten. 

Soziale Integration

Mangelnde Integration in das Klassengefüge und Probleme mit (oder Angst 

vor) Mitschülern/innen können ein Grund für das Fernbleiben vom Unter­

richt sein. Besonders gefährdet können hier Quereinsteiger/innen und 

 Klassenwiederholer/innen sein. Diese sollten im  Hin blick auf Integration 

und Eingewöhnung in eine    neue Situation/Schule/Klasse im Blick behalten 

wer den.

Quelle: Michel 2007: 35–36

Unterstützungs ange­
bote zur Prävention 
von Schulmüdigkeit 
und zum Erreichen  
des Schulabschlusses

3
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Folgende Formen der Intervention 
kommen zum Einsatz, um präventiv 
dem Rückzug von Kindern in dieser 
Phase des Schulbesuchs zu begegnen:

Durch eine verbesserte Zusammen-
arbeit zwischen Lehrkräften und 
Fachkräften der Jugendämter bzw. 
der sozialen Arbeit werden integrier-
te Problemlösungen entwickelt, die 
die Gesamtheit der Lebensumstände 
der Kinder berücksichtigen.

Da die schulischen Probleme von 
Kindern häufig auch mit schwieri-
gen Lebensumständen der Her-
kunftsfamilie zusammenhängen, 
werden Eltern – soweit irgendwie 
möglich – systematisch und verbind-
lich an Problemlösungen beteiligt. 
Man setzt Verfahren einer aufsuchen-
den Elternarbeit ein, wartet also 
nicht, bis die Eltern aus eigenem An-
trieb kommen, sondern geht auf sie 
zu. Die Kooperation zwischen Eltern 
und Fachkräften wird verbindlich 
und schriftlich geregelt (unter Anga-
be von Rechten und Pflichten beider 
Seiten), Eltern werden dabei zu „Ko-
produzenten“ einer gelingenden 
Schullaufbahn ihrer Kinder gemacht.

Eingesetzt werden ferner Verfahren 
des Case Managements: Eine Fach-
kraft begleitet verbindlich und kon-
tinuierlich den Ablauf der Hilfe und 
Unterstützung für das einzelne Kind. 
Unter Beteiligung von Kindern und 
Eltern werden Schritte zur Lösung 
von Problemen gemeinsam entwi-
ckelt und ihre Umsetzung überprüft. 
Beiträge und Interventionen unter-
schiedlicher Akteure (Schule, Ju-
gend amt, soziale Dienste) werden 
systematisch aufeinander abge-
stimmt.

Der Rückzug von schulischen Anfor-
derungen und eine problematische 
Integration in den Klassenverband 
gehen häufig mit Leistungseinbrü-
chen der Schüler/innen einher. Um 
solchen Einbrüchen wirksam zu be-
gegnen, werden die Kinder zeitwei-
se in kleinen Lerngruppen gefördert. 
So können Defizite beseitigt und 
Rückstände aufgeholt werden, ohne 

dass die Schüler/innen aus dem Klas-
senverband herausgenommen wer-
den müssen (Michel 2007: 40–51).

Über die Gestaltung von Einzelfall-
hilfen hinaus wird eine Veränderung 
von Verfahren und Strukturen ange-
strebt:

Die Gestaltung des Übergangs zwi-
schen Primarstufe und Sekundarstu-
fe wird verbessert, die Kooperation 
zwischen Lehrkräften beider Schul-
stufen intensiviert. Die Kinder wer-
den auf die veränderten sozialen Si-
tuationen in der Sekundarstufe vor-
bereitet. Freundschaften werden 
ohne Not nicht auseinander gerissen. 
In den ersten Unterrichtswochen in 
der Sekundarstufe wird ein gleiten-
der Übergang vom für die Primar-
stufe charakteristischen Gemein-
schaftsunterricht durch die Klassen-
lehrer/innen hin zum Fachunterricht 
durch unterschiedliche Fachlehrer/
innen praktiziert. Erst nach einer 
Einführungs- und Orientierungs-
phase werden Klassen gebildet. Den 
Schülern/innen werden Spielräume 
zur Mitgestaltung eingeräumt.

Unnötige soziale Verunsicherungen 
werden vermieden. Die sozialen Be-
ziehungen in den neuen Lerngrup-
pen entwickeln sich nicht nur „na-
turwüchsig“, sondern werden expli-
zit gestaltet. Durch die Kooperation 
von Jugendsozialarbeit und Schule 
werden Lehrkräfte für soziale Prozes-
se im Unterricht stärker sensibilisiert.
Die Lebenswirklichkeit der Schüler/
innen außerhalb der Schule wird in 
den Unterricht einbezogen: ihre Le-
benszusammenhänge und Erfahrun-
gen werden auch zum Gegenstand 
des Unterrichts gemacht. Durch Ko-
operation mit schulexternen Part-
nern/innen, (Künstler/innen im 
Stadt teil, öffentliche Einrichtungen, 
Betriebe, Vereine) werden die Kin-
der darin unterstützt, ihre verschie-
denen Lebensbereiche aufeinander 
beziehen zu können (Michel 2007: 
53–63).

Unterstützungsangebote zum 
 Erreichen des Schulabschlusses 
und der Ausbildungsreife

Aus Sicht von Ausbildungsbetrieben 
stellt der Hauptschulabschluss die 
Mindestvoraussetzung für die Auf-
nahme einer betrieblichen Berufsaus-
bildung dar. Darüber hinaus formu-
lieren sie Erwartungen bezüglich der 
Motivation, des Sozialverhaltens und 
der Handlungsfähigkeit von Bewer-
bern/innen, die mit dem Begriff „Aus-
bildungsreife“ umschrieben werden. 
Das Fehlen des Hauptschulabab-
schlusses oder der Ausbildungsreife 
gelten – bei allen Kontroversen um 
valide Kriterien zur Bestimmung die-
ser Ausbildungsreife – als die zentra-
len Hindernisse für das Gelingen des 
Übergangs von der Hauptschule in 
die Berufsausbildung. Insofern sind 
Unterstützungsangebote zum Errei-
chen des Schulabschlusses und der 
Ausbildungsreife zentrale Elemente 
in allen Strategien zur Verbesserung 
des Übergangs von Hauptschülern/
innen in das Ausbildungssystem.

Das Leitziel „Alle Schüler verlassen 
die Schule mit einem Schulab-
schluss“ wird dafür in folgende Lö-
sungsschritte aufgeschlüsselt: 
• Die Schüler/innen sollen soziale 

Kompetenzen erwerben und in 
 ihrer Persönlichkeitsentwicklung 
unterstützt werden.

• Durch praxisorientierte Formen 
des Lernens soll die Lernmotivati-
on gestärkt werden, sollen Jugend-
liche (wieder) an schulisches Ler-
nen herangeführt werden. 

• Bereits in der Schule soll auf die 
Berufswelt vorbereitet werden. Die 
Fähigkeit der Jugendlichen zu ei-
ner fundierten Ausbildungsent-
scheidung soll verbessert werden 
(Richter 2007: 84–87). 

Das Spektrum pädagogischer Strate-
gien und Interventionen, um Haupt-
schüler/innen beim Erreichen des 
Hauptschulabschlusses und beim Er-
werb der Ausbildungsreife zu unter-
stützen, ist breit (zu einem Überblick: 
Braun/Richter/Marquart 2008). Aus 
diesem Spektrum werden hier drei 

Angebotsformen herausgegriffen 
und beschrieben, die weit verbreitet 
sind und deren Wirksamkeit unum-
stritten ist. Es sind dies:
a) Förderunterricht in kleinen  

Lerngruppen
b) Betriebspraktika
c) Schul- oder Schülerfirmen

Zu a): Förderunterricht in kleinen 
Lerngruppen
Um „abschlussgefährdeten“ Schüler/
innen den Erwerb des Hauptschul-
abschlusses zu ermöglichen, werden 
diese ergänzend zum regulären Un-
terricht in Förderklassen oder Lern-
gruppen mit geringer Teilnehmerzahl 
zusammengefasst. Unterrichtet wird 
häufig nach einem modifizierten 
Curriculum insbesondere in den prü-
fungsrelevanten Fächern. Durch eine 
kleine Teilnehmerzahl soll eine indi-
viduelle, an den Voraussetzungen der 
Einzelnen orientierte Förderung er-
möglicht werden. Um in solchen För-
dergruppen unterrichten zu können, 
benötigen die Lehrkräfte Methoden-
kenntnisse für eine individualisierte 
Förderung (Richter 2007: 98–102).

Zu b): Betriebspraktika
Schüler/innen absolvieren Praktika 
in Betrieben, um Erfahrungen in der 
Arbeitswelt zu sammeln und betrieb-
liche Abläufe kennen zu lernen. 
Gleichzeitig können Ausbildungsbe-
triebe durch diese Praktika potenziel-
le Bewerber/innen kennen lernen. 
Insbesondere abschlussgefährdeten 
Schülern/innen bietet dieser Kontakt 
oft die letzte Chance, mit ihren prak-
tischen Fertigkeiten zu überzeugen 
und einen betrieblichen Ausbil-
dungsplatz zu erhalten. Durch Ler-
nen und Arbeiten im Betrieb gewin-
nen schuldistanzierte Jugendliche 
durch handlungsbezogenes Lernen 
und erlebte Lernfortschritte neue 
Motivation. 

Hohe Anforderungen an die Koope-
ration von Schulen und Praktikums-
betrieben stellt die didaktische Ver-
zahnung von Praktikum und Unter-
richt. Indem die Jugendlichen mit 
ihren Praktikumsbetrieben abge-
stimmte Lernaufträge erhalten, die 

Reflexionen über Arbeitsprozesse an-
regen, die Übertragbarkeit von Un-
terrichtsinhalten in die Praxis fördern 
und das Betriebspraktikum als wich-
tige Lernsituation erfahrbar machen, 
können Unterricht und Praktikum 
inhaltlich miteinander verknüpft 
werden. Dies setzt aber voraus, dass 
sich die Lehrkräfte mit den betrieb-
lichen Anleiter/innen intensiv aus-
tauschen. 

Notwendige bzw. hilfreiche Rahmen-
bedingungen dafür sind:
• Personelle Ressourcen zur Koordi-

nierung der Zusammenarbeit mit 
den Betrieben und zur Entwick-
lung des Schulprogramms müssen 
bereit stehen. Das schließt ein, dass 
die auf Seiten der Betriebe zu er-
wartenden Restriktionen berück-
sichtigt werden. Es sind Wirt-
schaftsunternehmen und keine pä-
dagogischen Veranstaltungen.

• Lehrkräfte müssen für die Umset-

Ein Beispiel für die didaktische Verknüpfung von Betriebsprak­
tikum und Unterricht: anSCHuB – Arbeiten und Lernen in Schule 
und Betrieb
Die Schüler/innen der 8. und 9. Klassen der Hauptschule Richard­Linde­Weg 

arbeiten und lernen an zwei Tagen in der Woche in einem Betrieb ihrer Wahl. 

Sie sammeln im Laufe der beiden letzten Schuljahre in vier Betrieben un­

terschiedlicher Branchen Praxiserfahrung und prüfen dabei ihre Eignung für 

den jeweiligen Beruf.

Über die Praxisorientierung sollen die Jugendlichen zu Eigenaktivität und 

Selbstverantwortung angeregt werden. Gleichzeitig soll der Schulmüdig­

keit und der Schulverweigerung gegengesteuert werden. Dieses Schul modell 

zeichnet sich dadurch aus, dass hier die Jugendlichen in großem Umfang 

den normalen beruflichen Alltag mit seinen Anforderungen kennen lernen. 

Zusätzlich erfolgt über dieses Schulkonzept eine enge Verzahnung von prak­

tischem Lernen in Betrieb und schulischem Unterricht.

Dies geschieht sowohl über eine besondere Lernaufgabe, die jeder Jugend­

liche im Betrieb praktisch ausführt und im Unterricht dokumentiert und auf­

bereitet als auch über die so genannten zwei anSCHuB­Stunden direkt im 

Anschluss an die Praxistage zum Zweck ihrer Reflexion. Die besondere Lern­

aufgabe, die halbjährlich gestellt wird, geht mit eigenständiger Note in das 

Zeugnis ein. Sie ist den Hauptfächern gleichgestellt und prüfungsrelevant. 

Darüber hinaus besteht ein kontinuierlicher Austausch zwischen der Lehr­

kraft eines Jugendlichen und seinem Betreuer im Betrieb, um eine umfas­

sende Förderung jedes Jugendlichen zu erreichen. Dieses Modell wird von 

zahlreichen Betrieben in Hamburg gut angenommen und unterstützt. Viele 

der Betriebe erkennen die Vorteile, zukünftige Auszubildende über Lang­

zeit­Schulpraktika kennen zu lernen. 

 Quelle: Bertelsmann Stiftung 2007: 93

zung des arbeitsweltbezogenen 
Curriculums weitergebildet wer-
den. Die Lehrkräfte müssen wis-
sen, welche Aufgaben die Schüler/
innen in den Betrieben erledigen, 
was die Betriebe fordern und in-
wieweit diese bereit bzw. in der 
Lage sind, ihre Praktikanten/innen 
zu unterstützen. 

• Hilfreich ist auch die Teilnahme 
der Lehrkräfte an eigenen Betriebs-
praktika: Betriebe bieten für Lehr-
kräfte Praktika an, um sie mit 
 betrieblichen Abläufen und den 
 Anforderungen der Wirtschaft be-
kannt zu machen. Der Informa-
tionsbedarf für die Praktikumsbe-
triebe muss erkannt und bedient 
werden. Praktikumsbetriebe müs-
sen wissen, welche Anforderungen 
die Schulen an das Praktikum 
 haben und wie Inhalte des Prak-
tikums mit dem Unterricht ver-
zahnt werden sollen (Richter 2007: 
110–115).
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Zu c): Schul- oder Schülerfirmen 
In Schülerfirmen produzieren und vermarkten Schüler/
innen Produkte oder Dienstleistungen. Die Jugendlichen 
sind am gesamten Produktionsprozess beteiligt, von der 
Entwicklung der Produktidee und des Produktdesigns 
über Kalkulation und Produkterstellung bis zur Vermark-
tung. 

Durch produktionsorientiertes Lernen und Arbeiten in 
Schülerfirmen sollen folgende Ziele erreicht werden:
• Die Jugendlichen sammeln praktische Erfahrungen in 

unterschiedlichen Berufsfeldern, wodurch ihre berufs-
bezogene Orientierung gefördert wird. 

• Sie erproben die Zusammenarbeit im Team und er-
werben „Arbeitstugenden“. Die Selbstständigkeit der 
Schüler/innen wird gefördert.

• Schulische Inhalte werden konkret begreifbar, wodurch 
die Lernmotivation gesteigert wird.

Die Schule wird zum Lebens- und Erfahrungsraum  
für die Schüler/innen, sie öffnet sich nach außen,  
außer schulische Partner werden gewonnen.

In einer Schülerfirma bilden in der Regel entweder die 
Schüler/innen der letzten Jahrgangsstufen allein oder mit 
Lehrkräften eine Belegschaft, die den Produktionspro-
zess gemeinsam plant und realisiert. Häufig ist die Ar-
beit in der Schülerfirma eine Pflichtveranstaltung für 
Schüler/innen der letzten Jahrgangsstufen (Hofmann-
Lun/Richter 2007: 10). Im Unterschied zu ihrer Funk-
tion als Wissensvermittler/innen im Unterricht überneh-
men die Lehrkräfte hier die Rolle von Moderatoren/in-
nen, Unterstützer/innen oder auch Entscheider/innen. 
Notwendig ist die Integration der Schülerfirma in das 
Schulprogramm, eine Unterstützung durch die Schullei-
tung und die Kooperation mit dem gesamten Kolle gium. 
Wichtige Kooperationspartner von Schülerfirmen sind 
Ausbildungsbetriebe, andere Wirtschaftsunternehmen 
in der Region, die Kommune und Wirtschaftsverbände 
(Hofmann-Lun/Richter 2007: 9 –16). 

Interview mit einem Schüler über die Produk­
tionsschule 
„Ich war ein sehr schlechter Schüler in der Hauptschu­

le, bin auch durchgefallen und habe Unterricht ge­

schwänzt. Ich bin also nur von der zweiten bis zur vier­

ten Schulstunde im Unterricht gewesen. Der Übergang 

in die Schule in Ganderkesee war für mich ein sehr 

schwerer Schritt, das überhaupt zu akzeptieren. Aber 

es ist meine letzte Chance. Seit der 8. Klasse gehe ich in 

die Schule in Ganderkesee. Jetzt bin ich in der 9. Klas­

se und arbeite in der Schülerfirma Holz­Metall mit. 

Meine Noten haben sich inzwischen sehr verbessert, 

es gibt keine einzige Vier im Zeugnis. Ich weiß auch, 

dass ich Tischler/Schreiner werden möchte. In diesem 

Schuljahr mache ich ein Praktikum bei einem Schrei­

ner. Nach dem Hauptschulabschluss will ich noch den 

Qualifizierenden Hauptschulabschluss erreichen. Mei­

ne Arbeiten in der Schülerfirma reichen von Planung, 

Erstellung eines Angebotes über die Erarbeitung des 

Produktes bis hin zur Vermarktung“.

Quelle: Hofmann­Lun/Richter 2007: 13.

Zur Wirkung integrierter Förderstrategien von 
Hauptschulen: Zwei Fallbeispiele
Sind integrierte Förderstrategien von Hauptschulen in 
der Weise wirksam, dass sie die Chancen ihrer Schüler/
innen auf gelingende Übergänge nach Ende der Pflicht-
schulzeit verbessern? Um dieser Frage nachzugehen, hat 
das Deutsche Jugendinstitut in einer westdeutschen 
Großstadt die Förderprofile von Hauptschulen unter-
sucht, bei denen parallel auch die Anschlüsse ihrer Ab-
solvent/innen in einer Längsschnittuntersuchung erho-
ben wurden. 

Aus dieser Untersuchung sollen an dieser Stelle zwei Schu-
len beschrieben werden, deren Absolventen/innen nach 
Ende der Pflichtschulzeit sehr unterschiedliche Wege ge-
hen (vgl. Hofmann-Lun/Geier 2008: 108–121): 
• Im Fallbeispiel A geht ein gutes Drittel weiter zur Schu-

le, um einen Mittleren Bildungsabschluss zu erwer-
ben; fast die Hälfte beginnt sofort eine Ausbildung; 
15 Prozent beginnen ein berufsvorbereitendes Ange-
bot.

• Im Fallbeispiel B gehen 20 Prozent weiter zur Schule; 
ein Viertel geht in eine Ausbildung und jede/r Zwei-
te mündet in eine Berufsvorbereitung ein.

Beide Schulen verfügen über 10. Klassen, in denen Schü-
ler/innen nach Beendigung der Schulpflicht in einem 
weiteren Schuljahr einen Mittleren Bildungsabschluss 
erwerben können.

Schule A
Das pädagogische Profil dieser Schule ist schwerpunkt-
mäßig auf Berufsorientierung und die Vorbereitung auf 
die Berufsausbildung ausgerichtet. Berufsorientierung 
spielt bereits ab der 5. Jahrgangsstufe eine Rolle. Dabei 
kommt den Kooperationen mit Wirtschaftsunterneh-
men ein wichtiger Part zu. Die Schulleitung vertritt die 
Überzeugung, dass Kooperationen mit der Wirtschaft 
im Rahmen von praxisbezogenen Projekten sinnvoll und 
notwendig sind: sowohl für die Förderung im Bereich 
der Berufsorientierung der Schüler/innen als auch für 
das Gelingen der Übergänge in eine Ausbildung sowie 
als Motivation zu schulischem Lernen. 
Damit sich eine langfristige Zusammenarbeit mit den 
Unternehmen vor Ort etablieren kann, ist es der Schul-
leitung ein Anliegen, dass die Zusammenarbeit positive 
Effekte für beide Seiten hat. Die Kooperationen sollen 
überdies dazu dienen, dass sich Unternehmen ein Bild 
von den Leistungen und Potenzialen der Schüler/innen 
machen können. Außerdem erhalten sie dadurch die 
Möglichkeit, ihre Erwartungen und Anforderungen an 
die Kompetenzen von Auszubildenden direkt an die Schu-
le, die Schüler/innen und deren Eltern zu übermitteln 
und sich mit ihnen darüber auszutauschen. 

Die Schulleitung hat 1995/96 damit begonnen, auf 
 Firmen der Region zuzugehen, um Kooperationen auf-
zubauen. Inzwischen sind bis zu 70 Unternehmen kon-
tinuierlich über Jahre hinweg in eine Zusammenarbeit 
mit der Schule eingebunden. 

Das Konzept der Berufsorientierung wurde von Schul-
leitung und Lehrerschaft gemeinsam aufgebaut, Ideen 
wurden entwickelt und zusammengetragen. Aus der Ko-
operation mit der Wirtschaft hat sich im Lauf der Jahre 
eine Verzahnung zwischen Schule und Wirtschaft ent-
wickelt mit folgenden Bausteinen: 
• Ein Gesprächskreis Arbeit – Wirtschaft findet einmal 

pro Schuljahr statt. Vertreten sind: Kammern, Ge-
schäftsführer/innen von Unternehmen, Ausbilder/in-
nen von Unternehmen, Lehrkräfte der Schule sowie 
einzelne Schüler/innen. Diese Veranstaltung umfasst 
in der Regel das folgende Programm: Ein/e externe/r 
Referent/in (z.B. Vertreter/in der Wirtschaft oder der 
Kammern) informiert zu einem aktuellen Thema (etwa 
neue Ausbildungsberufe); die Schule berichtet von 
eventuellen Neuerungen; Schüler/innen der 8. Klas-
sen berichten von ihren Firmenpraktika oder stellen 
Teile ihrer Projektprüfung vor. Außerdem gibt es viel 
Raum für Diskussion. Dies ist wichtig, um die gegen-
seitigen Erwartungen und Vorstellungen kennen zu 
lernen und sich aufeinander einzustellen zu können.

• Zum schulinternen „Azubitag“, der ebenfalls jährlich 
stattfindet, werden Auszubildende aus Unternehmen 
eingeladen. Kriterium für die Auswahl der Auszubil-
denden ist, dass sie alle für die Zielgruppe relevanten 
Berufssparten vertreten. Die Veranstaltung wird für 

die Schüler/innen der 8. Klassen durchgeführt. In ei-
nem Austausch zwischen „Jung und Jung“ gehen die 
Schüler/innen in 20-minütigem Wechsel von einer/m 
Auszubildenden zur/m anderen. In Gesprächen in 
Kleingruppen informieren sie sich über jedes der Be-
rufsfelder und tauschen sich mit den Auszubildenden 
aus. 

• Seit etwa drei Jahren hat eine ortsansässige Firma eine 
besondere Patenschaft für die Schule übernommen: 
Schüler/innen der 7. Klassenstufe gehen in Kleingrup-
pen in das Unternehmen und lernen dort die Betriebs-
abläufe kennen. In der 8. Jahrgangsstufe steht das Be-
werbungstraining im Mittelpunkt der Patenschaft. Die 
Schüler/innen reichen ihre Bewerbungsschreiben und 
Lebensläufe, die sie im Unterricht erarbeitet haben, 
bei der Firma zur Durchsicht ein. Die Unterlagen je-
des einzelnen Schülers/jeder einzelnen Schülerin wer-
den von Mitarbeitern/innen des Unternehmens durch-
gesehen, korrigiert und ggf. ergänzt. Die Schüler/in-
nen erhalten ihre Unterlagen mit einem Begleitschrei-
ben des Unternehmens zurück. Anschließend kommt 
der Ausbildungsleiter der Firma an die Schule und be-
spricht mit jedem Schüler/jeder Schülerin – einzeln 
oder in kleinen Gruppen – dessen Bewerbung. In der 
9. Jahrgangsstufe findet für alle Schüler/innen der so-
genannte „Bewerbertag“ statt. Um die Jugendlichen 
auf konkrete Bewerbungssituationen vorzubereiten, 
durchlaufen sie in dem Unternehmen einen Assess-
ment-Tag: Sie üben Vorstellungsgespräche und erar-
beiten verschiedene Aufgabestellungen in Kleingrup-
pen, gemeinsam mit den Ausbildern/innen der Firma. 

• Jeweils in der 8. Jahrgangsstufe wird ein dreiwöchiges 
Betriebspraktikum absolviert. Die Schüler/innen su-
chen sich ihren Neigungen entsprechend einen Prak-
tikumsplatz. Die Jugendlichen können dabei auf den 
Pool von Kooperationsunternehmen der Schule zu-
rückgreifen. Anschießend erarbeiten sie in berufsspe-
zifischen Arbeitsgruppen eine Präsentation über den 
Ausbildungsgang, das Anforderungsprofil und die Wei-
terbildungsmöglichkeiten und absolvieren ein Kollo-
quium zu ihrem Praktikum und den Inhalten ihrer 
Präsentation. Die Praktika werden von der Schule be-
wertet. Die Betriebe stellen den Jugendlichen eigene 
Zertifikate aus. Praktika gibt es in der 9. Jahrgangsstu-
fe nur vereinzelt oder in den Ferien – sie basieren auf 
Eigeninitiative der Jugendlichen. Schnupperpraktika 
aufgrund einer Bewerbung sind individuell möglich. 

Die Schule bietet keine besonderen Förderkurse für 
 leistungsschwache Schüler/innen an, es gibt hier eine 
Bin nendifferenzierung innerhalb der Klassen. Auch 
 Jugendliche mit Migrationshintergrund „laufen ganz 
selbstverständlich mit“. 

Zur Lernförderung wurde ein Instrument zur Dokumen-
tation von Leistungen und zur Planung der Lernauf gaben 
entwickelt. Dieses Instrument verwenden die Schüler/

Notwendig ist die 
Integration der 

Schülerfirma in das 
Schulprogramm.
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innen aller Klassenstufen. Es dient zur Planung, Struk-
turierung, aber auch zum kontinuierlichen Austausch 
zwischen Eltern und Lehrkräften. Die Schüler/innen 
müssen in dem Planer alle relevanten Termine festhal-
ten, ebenso die Zeiten, die sie für Hausaufgaben und 
Vorbereitung auf Tests und Proben aufwenden, sowie 
ihre Noten. Über dieses Instrument, das die Eltern wö-
chentlich vorgelegt bekommen und gegenzeichnen 
 müssen, werden diese über die Lernsituation ihres Kin-
des auf dem Laufenden gehalten. Der Planer wird eben-
falls von der Klassenleitung kontrolliert. Er ermöglicht 
den Eltern, auf diesem Wege den Lehrerkräften Mittei-
lungen zu übermitteln oder den Lehrkräften, relevante 
Informationen an die Eltern weiterzugeben. Dieses Ins-
trument wird von den mit der Schule kooperierenden 
Unternehmen sehr positiv bewertet, da es Struktur för-
dernd und systematisierend wirkt und auf das Führen 
eines Berichtsheftes, wie es in der Ausbildung notwen-
dig ist, vorbereitet. 

Über die intensive Kooperation mit der Wirtschaft im 
Rahmen von Projekten gelingt es der Schule auch eine 
allgemein gute Lernmotivation ihrer Schüler/innen zu 
erreichen. Den Erfolg dieses Förderkonzepts belegt die 
überdurchschnittlich hohe Zahl von Übergängen der 
Schüler/innen in Ausbildung sowie einen hohen Anteil 
an Schülern/innen, die über einen weiteren Schulbesuch 
den Realschulabschluss anstreben. Allerdings gibt es auch 
einen, wenn auch kleinen Teil von Jugendlichen, denen 
diese Wege nicht gelingen. 

Schule B
Als zentrale Zielsetzung von Schule B wird „Helfen auf 
dem Weg in den Beruf“ genannt. Förderung und Hilfe 
bei der Berufsfindung heißt hier, organisatorisch gute 
Arbeitsbedingungen für die Schüler/innen zu schaffen. 
Daher ist es ein Anliegen, die Qualitätsentwicklung der 
Schule voranzutreiben; dies wird beispielsweise über 
 Mediatoren realisiert, die die Schule beim Schulentwick-
lungsprozess begleiten. Zum Programm der Schulent-
wicklung gehören folgende Aspekte:
• Die Lehrkräfte führen gegenseitige Unterrichtshos-

pitationen durch mit dem Ziel, den Unterricht zu 
 verbessern und gemeinsam an Themen zu arbeiten, 
beispielsweise: Wie gehen wir Lehrkräfte mit Störun-
gen um?

• Bereits ab der Grundschule wird an der Entwicklung 
von Lerntechniken gearbeitet. Als wichtig wird be-
nannt, dass es hier ein gemeinsames Konzept von 
Grund- und Hauptschule gibt, und die Methoden 
konsequent beibehalten werden. Beispiele für Lern-
techniken sind etwa: Lernkarteien anlegen, die Gestal-
tung von Heften, Sprachnachschlagewerke verwenden 
(lernen).

• Das Prinzip der Kontinuität wird beispielsweise über 
das Klassenleiterprinzip realisiert: Schüler/innen der 
Klassenstufen sieben, acht und neun haben dieselbe 
Klassenleitung, um die Kontinuität hinsichtlich der 
Bezugsperson zu gewährleisten. 

• Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt ist die Förderung 
der sozialen Kompetenzen, die über bestimmte Ritu-
ale, aber auch die Teilnahme an einem Benimmkurs 
realisiert werden soll.

• Die Schule soll ein „Wohlfühlort“ sein. So hat die 
Schule zum Beispiel ein „grünes Klassenzimmer“ ein-

gerichtet: bestimmte Unterrichtseinheiten werden im 
Sommer ins Freie, in den Schulgarten verlegt, der auch 
entsprechend schön und funktional gestaltet ist.

Berufsorientierung und Vorbereitung auf die Zeit nach 
der Hauptschule beinhalten folgende Strategien:

Durch die Kontinuität in der Klassenleitung sollen sich 
die Lehrkräfte, die immer wieder in den für die Berufs-
orientierung relevanten Klassenstufen (7 bis 9) eingesetzt 
werden, zu kompetenten Ratgebern/innen ihrer Schü-
ler/innen entwickeln. 

In der Vorbereitung auf den Übergang sollen die Schü-
ler/innen für alternative Berufe sensibilisiert, bzw. auf 
verschiedene Berufsfelder aufmerksam gemacht werden, 
um eine Fixierung auf ausschließlich einige wenige Be-
rufe zu verhindern. Ein wichtiges Thema, das im Rah-
men der Berufsorientierung bearbeitet wird, ist der Um-
gang mit Absagen. 

Im Rahmen der Orientierung in Berufsfeldern gibt es 
mit einigen Betrieben feste Kooperationen. Betriebser-
kundungen und Praktika finden häufig in Großbetrie-

ben der Region statt. Die Lehrkraft des Unterrichts 
 „Orientierung-in-Berufsfeldern“ hat entsprechende Part-
nerschaften zu den Betrieben aufgebaut. Allerdings ist es 
bisher nicht gelungen, Partnerschaften mit kleinen und 
mittleren Betrieben zu etablieren. 

Zu Beginn des 8. Schuljahres besuchen die Jugendlichen 
das Berufsinformationszentrum (BIZ) und machen Be-
triebserkundungen – diese Betriebserkundungen finden 
für verschiedene Berufsfelder statt. Für die zweite Be-
triebserkundung wählen die Schüler/innen selbst ein Be-
rufsfeld aus, in dem sie diese machen möchten. Daran 
anschließend erstellen die Schüler/innen mit Unterstüt-
zung der Lehrkräfte ihre Bewerbungsmappen.

In Klasse 8 durchlaufen die Schüler/innen ein Benimm-
training. Dieses Projekt wird in Kooperation mit einem 
Träger der Schulsozialarbeit und den Krankenkassen 
durchgeführt.

Alle Schüler/innen der 8. Klasse nehmen an dem Pro-
jekt „ready-steady-go“ teil. Dies ist ein Planspiel, das ei-
nen ganzen Tag dauert und im Bürgerhaus stattfindet. 
Nach Einschätzung der Schulleitung ist es wichtig, dass 
dieses Training außerhalb der Schule erfolgt, um den 
Ernstcharakter zu unterstreichen. Hier wird beispielswei-
se ein Kurs absolviert, der zum Inhalt hat: Wie stelle ich 
mich richtig vor? Wie erstelle ich Bewerbungsunter lagen? 
Zur Durchführung dieses Projektes werden führende Per-
sönlichkeiten aus Wirtschaftunternehmen eingeladen, 
z.B. die Filialleiterin einer Bank und Vertreter/innen der 
Industrie- und Handelskammer (IHK). Mit diesen Per-
sonen üben die Schüler/innen Vorstellungsgespräche, 
d.h. es wird in sehr realitätsnahen Situationen geübt, der 
„Ernstfall geprobt“. An diesem Tag nehmen sowohl die 
Berufsberaterin der Arbeitsagentur, als auch die Klassen-
leitungen und die Lehrkräfte für die „Orientierung-in-
Berufsfeldern“ teil.
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Für die Schüler/innen der 9. Jahr-
gangsstufe finden im Herbst und im 
Februar für jeden Schüler/jede Schü-
lerin Einzelgespräche mit der Berufs-
beraterin statt. Die Schüler/innen 
müssen hier mit Zeugnissen und Un-
terlagen jeweils einen Termin in der 
Schule wahrnehmen. Damit weitge-
hend sichergestellt ist, dass jeder 
Schüler/jede Schülerin diese Termi-
ne wahrnimmt, finden sie während 
der Unterrichtszeit statt. 

Die Schule kooperiert mit der Be-
rufsschule für Farbe und Gestaltung, 
die Jugendlichen ohne Ausbildungs-
platz ein berufsvorbereitendes Schul-
jahr anbietet. Es erfolgt eine Über-
gabe von der Hauptschule zur Be-
rufsschule. Die Anmeldung dafür 
macht die Schule gemeinsam mit den 
Eltern.

Viele Schüler/innen sind nach Ein-
schätzung der Schulleitung mit per-
sönlichen und sozialen Problemen 
belastet und tun sich sehr schwer, Ab-
schlüsse und Anschlüsse zu erreichen. 
Wenn ein Schüler/eine Schülerin den 
Hauptschulabschluss nicht erreicht, 
sorgt der Klassenlehrer/die Klassen-
lehrerin dafür, dass sich der/die Ju-
gendliche beim Berufsvorbereitungs-
jahr (BVJ) anmeldet. Insgesamt küm-
mern sich die Lehrkräfte darum, dass 
jeder Schüler/jede Schülerin einen 
passenden Anschluss findet. 

Die Aktivitäten zur Vorbereitung auf 
den Übergang nach dem Ende des 
9. Schuljahres beginnen frühzeitig 
und stellen eine Abfolge von aufein-
ander aufbauenden Schritten dar. Es 
sind Vorkehrungen getroffen, dass 
alle Schüler/innen ein individuelles 
Beratungsgespräch mit der Berufsbe-
ratung haben. Hinsichtlich der He-
rausbildung von Berufswünschen bei 
den Schülern/innen, wird vor allem 
die Sorge genannt, diese könnten sich 
auf unrealistische Vorstellungen fest-
legen. Es gibt Kooperationen mit ei-
nigen Großbetrieben, aber kaum mit 
Klein- und Mittelbetrieben, in de-
nen die Absolventen/innen mögli-
cherweise bessere Aussichten haben, 
einen Ausbildungsplatz zu bekom-

men. Es gibt auch keinen Hinweis 
auf einen systematischen Einsatz von 
Betriebspraktika mit dem Ziel, „Kle-
beeffekte“ zu erreichen.

Vergleicht man die Förderstrategien 
der beiden Schulen, so scheint ins-
besondere die Sicht der Schule auf 
ihre Schülerpopulation eine wichti-
ge Determinante für die praktizierte 
Förderstrategie und die von den 
Schülern/innen nach der Schule er-
reichten Anschlüsse:

Schule A hat hohe Erwartungen an 
die Leistungspotenziale ihrer Schü-
ler/innen und konfrontiert sie mit 
den Anforderungen, die in Schulen 
und Betrieben nach Ende der Pflicht-
schulzeit auf sie warten. Dazu wur-
den zielgerichtet dauerhafte Koo-
perationsbezüge zu Wirtschaftsun-
ternehmen von unterschiedlicher 
Größe aufgebaut. Die Philosophie 
lautet, dass aus diesen Kooperatio-
nen beide Seiten Nutzen ziehen müs-
sen. Das Ergebnis sind hohe Über-
gangsraten in die betriebliche Berufs-
ausbildung und in Schulen, in denen 
der Mittlere Bildungsabschluss er-
worben werden kann.

Basis der Schulstrategie von Schule 
B ist eine eher skeptische Einschät-

zung der Ausgangslage und Möglich-
keiten der Schüler/innen. Um sie 
dort abzuholen, wo sie stehen, zielt 
die Förderstrategie auf den Erwerb 
grundlegender (Arbeits-)Techniken 
und Tugenden („Benimmkurs“). 
Auch der auf persönliche Kontinui-
tät in der Betreuung der Schüler/in-
nen gerichtete Einsatz der Lehrkräf-
te zeugt von einer eher vorsichtigen 
Einschätzung von deren Potenzialen. 
Die schulischen Angebote zur Be-
rufsorientierung entsprechen dem 
Standard. Außerschulische Förder-
angebote werden zwar wahrgenom-
men (z.B. das Planspiel „ready-stea-
dy-go“), aber ein systematischer 
 Einbau in eine Strategie der Vorbe-
reitung auf den Übergang ist nicht 
erkennbar. Die Pflege der Koopera-
tion zu Betrieben ist nicht Aufgabe 
der Schule insgesamt, sondern einer 
einzelnen Lehrkraft. Systematische 
Beziehungen pflegt Schule B insbe-
sondere zu einer beruflichen Schule, 
die ein berufsvorbereitendes An-
schlussangebot macht. Insofern über-
rascht es auch nicht, dass jede/r Zwei-
te in eine solche Berufsvorbereitung 
einmündet, während die Anteile des 
Übergangs in eine betriebliche Aus-
bildung oder eine weiterführende 
Schule deutlich unter denen von 
Schule A liegen (Hofmann-Lun/
Geier 2008).

Zwischenfazit
Hauptschüler/innen sind eine in ih-
ren Bildungs- und Leistungspoten-
zialen heterogene Gruppe. Das Bild 
von den generell schulmüden und 
lernunlustigen Hauptschüler/innen 
ist falsch. Die überwiegende Mehr-
heit geht gern zur Schule, ist interes-
siert am Unterricht und hat ein po-
sitives Verhältnis zu den Lehrkräften. 
Auch aus dem hohen Anteil von 
 Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund (insbesondere an den Haupt-
schulen in Berlin und den westdeut-
schen Ballungsräumen) kann nicht 
auf ein geringes Leistungspotenzial 
dieser Schülerschaft geschlossen wer-
den, es sei denn, dieses Leistungspo-
tenzial wäre primär eine Folge ihres 
Geburtsortes bzw. dem der Eltern.

Es gibt allerdings eine nicht zu ver-
nachlässigende Minderheit von 
Hauptschülern/innen (rund jede/r 
Fünfte), für die eine schwierige bis 
hochproblematische Schulsituation 
(schlechte Noten, geringe Schulzu-
friedenheit, ein konfliktträchtiges 
Verhältnis zu den Lehrkräften) mit 
Problemen außerhalb der Schule 
(insbesondere Konflikte mit den El-
tern, Krankheit, Ärger mit Polizei 
und Justiz) zusammentrifft. Die Rah-
menbedingungen für Schulerfolg 
und ein Gelingen des Übergangs 
nach Ende der Schulzeit sind für die-
se Gruppe ungünstig.

Um hier zu helfen, haben Haupt-
schulen – wahrscheinlich weit stär-
ker als jede andere Sekundarschul-
form – ein umfangreiches und viel-
fältiges Förderangebot entwickelt, 
das sowohl darauf ausgerichtet ist, 
Risiken des Scheiterns in der Schule 
präventiv zu begegnen, aber auch 
 Jugendliche für systematisches Ler-
nen wieder zu gewinnen, die in der 
Schule schon viele Niederlagen erlit-
ten haben, und diese zum Erwerb des 
Hauptschulabschlusses und dem 
 Erlangen der Ausbildungsreife zu 
führen.

Unterstützungsangebote zur Errei-
chung des Schulabschlusses und der 
Ausbildungsreife sind inzwischen 

 weniger Zusatzangebote für Ziel-
gruppen, für die ein besonderer För-
derbedarf besteht, als vielmehr zen-
trale Angebote, die das spezifische 
Profil von Hauptschulen ausmachen. 
Dabei zeichnen sich zwei unter-
schiedliche Richtungen ab, in die sich 
Hauptschulen entwickeln: Auf der 
einen Seite setzt sich der Trend fort, 
dass die Hauptschule zur Schule der 
Jugendlichen wird, denen der Über-
gang in die „weiterführenden Schu-
len“ misslingt bzw. die von den „wei-
terführenden Schulen“ in die Haupt-
schulen zurückgeschickt werden. 
Diese Entwicklungsrichtung deckt 
sich mit der Vorstellung, dass Haupt-
schüler/innen die Grenzen ihrer 
 kognitiven Möglichkeiten erreicht 
haben. Praktische Erfahrungen in 
 Betriebspraktika werden bei dieser 
Option tendenziell als Alternative 
zum theoretischen Lernen in der 
Schule gesehen. Man geht davon aus, 
dass die Zukunft der Hauptschule in 
einer Vorbereitung auf die Ausbil-
dung in „einfachen Berufen“ oder ei-
ner Befähigung für die Ausübung 
„einfacher Berufe“ liegt. Berufsbezug 
der Hauptschule bedeutet dann die 
Vorbereitung auf eine Qualifizierung 
für einfache Arbeit. Allerdings weckt 
die Qualifikationsforschung wenig 
Hoffnung, dass diese Jugendlichen 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt ha-
ben werden.

Die zweite Entwicklungsrichtung 
versteht den Berufsbezug der Haupt-
schule so, dass durch praktisches Ler-
nen theoretisches Lernen gefördert 
wird. Nach dieser Option sollen z. B. 
Betriebspraktika die Aneignung von 
schulischen Unterrichtsinhalten un-
terstützen. Diese zweite Entwick-
lungsrichtung macht Lernen im Ar-
beitsprozess zu einem didaktischen 
Prinzip eines Unterrichts, der Praxis-
erfahrungen nicht als Alternative zu 
theoretischem Lernen versteht, son-
dern praktisches und theoretisches 
Lernen zu verbinden sucht. Dabei 
werden die Möglichkeiten des ganz-
tägigen Lernens genutzt, um ausrei-
chend Raum für Betriebspraktika, 
schulischen Unterricht und für eine 
ergänzende Förderung in kleinen 

Lerngruppen zu gewinnen. Es ist ein 
Ansatz, der auch versucht, das Poten-
zial informellen Lernens außerhalb 
der Schule zu nutzen und der auch 
eine Öffnung zu Lernmöglichkeiten 
in anderen Kontexten – im Verein, 
im Jugendverband, im freiwilligen 
Engagement – systematisch betreibt.

Das Ziel ist, alle Jugendlichen min-
destens auf ein Kompetenzniveau zu 
bringen, das eine Basis für eine Be-
rufsausbildung darstellt. Den sehr 
unterschiedlichen Motiven und Po-
tenzialen der Jugendlichen würde 
man dadurch gerecht, dass es für sie 
selbstverständlich würde, auch einen 
Mittleren Bildungsabschluss erwer-
ben zu können. 

Welche Richtung die Entwicklung 
nehmen kann, zeigen die von der 
Hertie-Stiftung, der Bosch-Stiftung 
und der Bundesvereinigung der deut-
schen Arbeitgeberverbände (BDA) 
mit dem Hauptschulpreis ausge-
zeichneten Schulen. Sie setzen auf 
eine individualisierte Förderung, 
 holen das Arbeitsleben in die Schu-
le und schicken ihre Schüler/innen 
hinaus ins Arbeitsleben. Sie engagie-
ren sich im künstlerischen und kul-
turellen Bereich. Sie fördern ehren-
amtliches Engagement und orientie-
ren sich an Zielen wie Solidarität, 
Schutz der Umwelt und einem gu-
ten Zusammenleben von Menschen 
unterschiedlicher Herkunft. Sie ho-
len das Leben in die Schule und schi-
cken die Jugendlichen hinaus in das 
Leben mit seinen vielfältigen Lern-
potenzialen.

Die Mehrheit der 
Hauptschüler/innen 
geht gerne zur  
Schule und ist  
interessiert am  
Unterricht.
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Durch regionales  
Übergangsmanagement 
Startchancen von  
Hauptschülern/innen  
verbessern

4 Erfolgreiche und riskante Wege nach dem Besuch 
der Hauptschule
Die Untersuchung der Bildungs- und Ausbildungswege 
von Hauptschülern/innen im DJI-Übergangspanel hat 
fünf Muster von gelingenden, aber auch problematischen 
Übergängen („Verlaufstypen“) identifiziert (vgl. Abb. 4). 

Die Jugendlichen im Verlaufstyp „Direkteinstieg in Aus-
bildung“ sind ohne weitere Zwischenschritte unmittel-
bar nach Ende der Pflichtschulzeit in eine Ausbildung 
eingemündet. Durchschnittlich zwei Drittel der Unter-
suchungszeit vom Sommer 2004 bis zum November 
2008 haben diese Jugendlichen in einer Ausbildung ver-
bracht. An die Ausbildung schloss sich in den meisten 
Fällen eine Arbeit im erlernten Beruf an. Allerdings  
begann jede/r Fünfte eine zweite Ausbildung, und zehn 
Prozent gingen wieder zur Schule, um bessere bzw.  höhere 
Abschlüsse zu erwerben. Zeiten ohne Erwerbstätigkeit 
sind in dieser Gruppe relativ selten. Der direkte Einstieg 
in eine Ausbildung gelingt eher Jungen als Mädchen und 
häufiger Jugendlichen deutscher Herkunft als Jugendli-

chen mit Migrationshintergrund. Er entspricht dem viel 
beschworenen „Königsweg“ ins Arbeitsleben: Pflicht-
schulbesuch – Ausbildung – Erwerbsarbeit. Aber nur 
jede/r vierte  Jugendliche mit Hauptschulbildung geht 
tatsächlich  diesen „Königsweg“.

Jede/r fünfte Hauptschulabsolvent/in geht nach Ende 
der Pflichtschulzeit erst einmal weiter zur Schule (Ver-
laufstyp „über Schule in Ausbildung“). Der Einstieg in 
eine Ausbildung erfolgt also über einen Zwischenschritt 
in Form eines weiteren Schulbesuchs. Überwiegend sind 
diese Jugendlichen weiter zur Schule gegangen, um durch 
den Erwerb eines Mittleren Bildungsabschlusses ihre 
Chancen auf den Zugang zu einem Ausbildungsplatz 
 ihrer Wahl zu verbessern. Teils geschah dies in einem 
Schuljahr an einer allgemeinbildenden Schule, teils in 
einer zweijährigen Berufsfachschule. Mädchen sind häu-
figer als Jungen weiter zur Schule gegangen, um danach 
eine Ausbildung zu beginnen. Insgesamt haben diesen 
Weg eher Jugendliche mit guten Schulnoten gewählt, 
 Jugendliche türkischer Herkunft häufiger als deutsche. 
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Der dritte Verlaufstyp führt „über 
Berufsvorbereitung in Ausbildung“. 
Knapp ein Fünftel der Jugendlichen 
geht diesen Weg. Sie haben im 
Durchschnitt dreizehn Monate des 
Untersuchungszeitraumes in berufs-
vorbereitenden Lernangeboten ver-
bracht. Für die Mehrheit hat die Teil-
nahme ein Schuljahr gedauert. Aber 
eine zweite große Gruppe hat zwei 
unterschiedliche – in der Regel cur-
ricular nicht aufeinander abgestimm-
te – berufsvorbereitende Angebote 
(meist in der Abfolge: erst ein schu-
lisches BVJ, dann eine BvB-Maßnah-
me der Bundesagentur für Arbeit) 
absolviert, bevor der Einstieg in eine 
Ausbildung gelungen ist. Diesen Weg 
gehen häufiger Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund als Jugendliche 
deutscher Herkunft und Jugendli-
che, die in der Hauptschule schlech-
te Schulnoten hatten. Insbesondere 
für die Jugendlichen, die zwei berufs-
vorbereitende Angebote absolviert 
haben, ist die Gesamtdauer der Zwi-
schenschritte zwischen Schule und 
Ausbildung sehr hoch. 

Jede/r zehnte Jugendliche ging den 
Weg einer längerfristig angelegten 
„schulischen Höherqualifizierung“. 
Es sind dies eher Mädchen als Jun-
gen und meist Jugendliche mit gu-
ten Schulnoten, die bereits im letz-
ten Jahr der Hauptschule eine klare 
Präferenz für den weiteren Schulbe-
such und den Erwerb höherer allge-
meinbildender Abschlüsse geäußert 
hatten. Diese Jugendlichen haben 
nach der Hauptschule kontinuierlich 
weiter die Schule besucht und bis 
zum November 2008 häufig die fach-
gebundene oder gar die allgemeine 
Hochschulreife erworben. 

Einem Viertel der Jugendlichen (Ver-
laufstyp: „nicht gelungener Über-
gang“) ist 54 Monate nach dem Ende 
der Pflichtschulzeit der Einstieg in 
eine Ausbildung noch immer nicht 
gelungen. Und es gibt keine Anhalts-
punkte dafür, dass der Einstieg noch 
gelingen könnte. Diese Jugendlichen 
haben im Untersuchungszeitraum 
durchschnittlich 21 Monate in Schu-
len oder berufsvorbereitenden Lern-

angeboten verbracht. Nur sehr sel-
ten befanden sie sich in einer (dann 
nach kurzer Zeit abgebrochenen) 
Ausbildung. Durchschnittlich 11,5 
Monate haben sie als Ungelernte ge-
arbeitet. Etwa genau so lange waren 
sie im Durchschnitt erwerbslos. Der 
Weg dieser Jugendlichen in die Aus-
bildungslosigkeit verlief nur in Aus-
nahmefällen als direkter Einstieg in 
eine ungelernte Arbeit nach Ende der 
Pflichtschulzeit. Die Jugendlichen 
haben fast die Hälfte des Untersu-
chungszeitraumes in irgendwelchen 
Lernangeboten und Maßnahmen 
verbracht. Das Problem bestand also 
nicht darin, dass den Jugendlichen 
keine Lernangebote gemacht wur-
den, und auch nicht darin, dass die-
se Jugendlichen (zumindest in ihrer 
Mehrheit) sich solchen Lernange-
boten generell entzogen haben. Das 
Problem war vielmehr, dass diese 
Lernangebote – und die Abfolge, in 
der sie absolviert wurden – nicht den 
gewünschten Effekt hatten: nämlich 
den Jugendlichen den Zugang zu ei-
ner regulären Berufsausbildung zu 
eröffnen.

Prävention von Ausbildungs­
losigkeit durch regionales Über­
gangsmanagement
Die Daten des DJI-Übergangspanels 
zeigen, dass sich Hauptschüler/innen 
nach Ende der Pflichtschulzeit teils 
für Zwischenschritte entscheiden, 
um ihre Chancen zu verbessern, teils 
mangels besserer Alternativen Zwi-
schenschritte gehen (müssen). Ent-
scheidend für das Gelingen des Über-
gangs in Ausbildung ist, ob sich aus 
diesen Schritten Abfolgen ergeben, 
die die Jugendlichen subjektiv und 
objektiv dem Ziel näher bringen, eine 
Ausbildung zu beginnen und erfolg-
reich abzuschließen. Das Gelingen 
dieser Schritte zur beruflichen Inte-
gration wird gefährdet durch Umwe-
ge, Abbrüche und Sackgassen, die 
eintreten, wenn die Jugendlichen 
 keine „passenden“, an ihre Voraus-
setzungen, Ziele und Lebenslagen 
 anknüpfende Anschlüsse finden. Pas-
sende Anschlüsse fehlen, wenn Po-
litiken, Programme und Angebote 
zur beruflichen Integration dieser 

 Jugendlichen nicht oder unzurei-
chend abgestimmt sind. Große regi-
onale Unterschiede bei den Unge-
lerntenquoten deuten darauf hin, 
dass diese Abstimmung in unter-
schiedlichen Regionen in sehr unter-
schiedlichem Maße gelingt. Wie aber 
kann eine wirksame Abstimmung 
von Politiken, Programmen und An-
geboten erreicht werden?

2006 ist die „Arbeitsgruppe regiona-
les Übergangsmanagement“ des „In-
novationskreises berufliche Bildung“ 
der Frage nachgegangen, wie durch 
eine bessere Kooperation der bil-
dungs- und arbeitsmarktpolitischen 
Akteure auf lokaler und regionaler 
Ebene und durch eine verbesserte Ab-
stimmung von Angeboten und Poli-
tiken der Übergang Jugendlicher von 
der Schule in Ausbildung verbessert 
werden kann: „Das Übergangsma-
nagement Schule-Ausbildung muss 
zu einem örtlich/regional gesteuer-
ten, zwar flexiblen, aber verlässlichen 
Regelsystem entwickelt werden, in 
dem bisherige Einzelmaßnahmen zu-
sammengefügt werden. Die lokale 
Kooperation aller Entscheidungsträ-
ger ist in Vernetzungsprojekten häu-
fig erprobt. Was fehlt, ist die syste-
matische Schaffung von dauerhaften, 
vernetzten Strukturen für die pass-
genaue Beratung und Vermittlung 
Jugendlicher mit Förderbedarf, in de-
nen die lokal/regional verfügbaren 
Förder- und Qualifizierungsangebo-
te unterschiedlicher Akteure einge-
bunden sind …“ (Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung 2007: 
14 –15).

Zur Umsetzung dieser Empfehlun-
gen wurde im Jahr 2008 vom BMBF 
das Programm „Perspektive Berufs-
abschluss“ mit den Förderinitiativen 
„Regionales Übergangsmanage-
ment“ und „Abschlussorientierte 
modulare Nachqualifizierung“ ge-
startet. Mit dieser thematischen Fo-
kussierung sollten sowohl präventi-
ve, auf das Gelingen der Übergänge 
in Ausbildung gerichtete Aktivitäten, 
als auch eine auf Reintegration ge-
richtete Komponente im Sinne einer 
zweiten Chance zum Nachholen von 

Berufsabschlüssen implementiert 
werden. 

Die 16 Städte und elf Landkreise in 
der Förderinitiative „Regionales 
Übergangsmanagement“ setzen sich 
mit den folgenden Anforderungen 
auseinander:
• Sie klären, welcher konkrete Hand-

lungsbedarf in der Kommune oder 
im Landkreis besteht und entwi-
ckeln Verfahren, das Übergangs-
management systematisch durch 
Daten zu unterfüttern. Hinter-
grund dafür ist die Tatsache, dass 
es fast nirgendwo systematische 
und umfassende Informationen 
über das tatsächliche Übergangs-
geschehen gibt.

• Sie schaffen Transparenz hinsicht-
lich der lokalen Angebotsstruktu-
ren. Eine solche Transparenz fehlt 
bisher vielerorts, weil das Feld der 
Angebote sich durch Programme 
von Bund, Ländern, Kommunen, 
Stiftungen und anderen Akteuren 
ständig verändert und keine Stel-
le einen Überblick über die Ge-
samtheit der Angebote hat.

• Sie prüfen, welche Zuständigkei-
ten und Handlungsmöglichkeiten 
die einzelnen Akteure bei der Ge-
staltung des Übergangsmanage-
ments haben. Insbesondere ist zu 
klären, wie durch bundeszentrale 
oder Landesvorgaben gesteuerte 
Institutionen (insbesondere Ar-
beitsagenturen und Schulen) ihre 
Aktivitäten und Leistungen in eine 
abgestimmte lokale Leistungs-
struktur einbringen können.

• Sie entwickeln Verfahren der Ab-
stimmung der Aktivitäten und An-
gebote unterschiedlicher Akteure 
sowie Strukturen und Prozesse ei-
ner übergreifenden Kooperation. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
die Akteure des lokalen Über-
gangsgeschehens in unterschiedli-
che Hierarchien eingebunden sind. 
Kein Akteur ist in der Position, an-
deren Vorgaben zu machen.

• Sie gewinnen Mandatsträger in 
Gemeinderäten und Kreistagen 
und/oder die politische Spitze 
(Landrätin/Landrat, Oberbürger-
meisterin/Oberbürgermeister) für 

das Übergangsmanagement. De-
ren Engagement erleichtert kon-
sensuelle Problemlösungen, zu  de-
ren Umsetzung die Akteure ihre 
Gestaltungsspielräume ausschöp-
fen müssen. 

Eine Grunderfahrung aus Initiativen 
zum Aufbau eines lokalen Über-
gangsmanagements lautet, dass Er-
folge nicht über Nacht erzielt wer-
den: Ein wirksames lokales Über-
gangsmanagement ist das Ergebnis 
eines längeren und mitunter schwie-
rigen Prozesses. Dieser Prozess kann 
nur auf der Basis einer vertrauensvol-
len Zusammenarbeit der unter-
schiedlichen Akteure gelingen, einer 
Zusammenarbeit, die auf der Ein-
sicht beruht, dass das Gelingen der 
beruflichen Integration der jungen 
Generation, insbesondere auch von 
Jugendlichen mit schlechten Start-
chancen, eine wichtige und notwen-
dige Investition in die Zukunft des 
Gemeinwesens darstellt.

Das Gelingen der 
beruflichen Integra­
tion wird gefährdet 
durch Umwege,  
Abbrüche und  
Sackgassen, die  
eintreten, wenn  
die Jugendlichen 
keine „passenden“ 
Anschlüsse finden.
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